
 

 
D E R  L A N D R A T  
 

 

 
 
 
An die Daun, 05.06.2013 
Damen und Herren Kreistagsmitglieder 
Kreisbeigeordnete: 
Frau MdL Astrid Schmitt, Frau Karin Pinn, Frau Andrea Rätz-Schröder 
Ltd. Beamte, im Hause 
 
 
 
Kreistags-Sitzung 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
hiermit lade ich Sie für 

Montag, 17.06.2013  
 

- 17:00 Uhr - 
 

Sitzungssaal 15 der Kreisverwaltung Vulkaneifel 
 
zu einer Sitzung ein. 
 
Die Tagesordnung ist auf der folgenden Seite abgedruckt. Die entsprechenden Sitzungsvorlagen 
sind beigefügt. 
 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Heinz-Peter Thiel 
(Landrat) 
 

 
Im Anschluss an die Sitzung möchte ich Sie gerne zu einem Umtrunk im Sozialraum einladen. 
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T A G E S O R D N U N G  
 

für die Sitzung des Kreistags 
am Montag, 17.06.2013, 17:00 Uhr, 

Sitzungssaal 15 der Kreisverwaltung Vulkaneifel 
 

I. Öffentliche Sitzung 
 

1. Einführung und Verpflichtung eines Kreistagsmitgliedes II/876 
 
 

2. Einwohnerfragestunde 
 
 

3. Genehmigung der Niederschrift II/870 
 
 

4. Nachwahlen II/916 
 
 

5. Kreisstraßenbau; 
Umsetzung von Straßenbaumaßnahmen in 2013 

II/892 

 
 

6. Fortschreibung Kreisstraßenbauprogramm - Jahre 2014 - 2018 II/849 
 
 

7. Wahl von ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern für das 
Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz 

II/878 

 
 

8. Wahl der Vertrauenspersonen für die Wahl der Schöffen und 
Jugendschöffen 

II/901 

 
 

9. Berufung der Besuchskommission nach § 29 Abs. 1 Landesgesetz für 
psychisch kranke Personen (PsychKG) für die nächsten fünf Jahre 

II/911 

 
 

10. Aufgabenübertragung an den leitenden staatlichen Beamten gem. § 56 Abs. 
1, Satz 4 LKO 

II/902 

 
 

11. Antrag der CDU-Kreistagsfraktion zur Reduzierung der Kreiszuschüsse für 
Baumaßnahmen bei Kindertagesstätten 

II/865 

 
 

12. Änderung der Verbandsordnung des Zweckverbands Regionale 
Abfallwirtschaft (ZV RegAb) 

II/903 

 
 

13. Verschiedenes 
 
 

13.1 Mitteilungen der Verwaltung 
 
 

13.1.1 Rohstoffabbau in der Vulkaneifel 
Antwort des Landesamtes für Geologie und Bergbau vom 26. 04. 2013 zum 
Beschluss des Kreistages vom 04.03.2013 

II/909 

 
 

13.1.2 Bericht der Besuchskommission nach § 29 PsychKG II/910 
 
 

13.1.3 Haushaltssatzung und Haushaltsplan des Landkreises Vulkaneifel für das 
Haushaltsjahr 2013 

II/924 

 
 

13.1.4 Situation des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) im 
Verkehrsverbund Region Trier (VRT) 

II/905 

 
 

13.1.5 Zensus 2011 -  Ergebnisse Landkreis Vulkaneifel II/921 
 
 

13.2 Anfragen, Wünsche, Anregungen 
 

 



 

Kreisverwaltung Vulkaneifel Mitteilungsvorlage 
  

Abteilung: Zentrales, Finanzen und Kultur - öffentlich - 
 

  

 Datum Drucksachen Nr. (gg. Nachtragsvermerk) 

 15.03.2013 II/876 

 
 Beratungsergebnis 

Beratungsfolge Termin TOP Bemerkungen 

Kreistag 17.06.2013 1.  

 
Betreff: 

Einführung und Verpflichtung eines Kreistagsmitgliedes 
 
Kreistagsmitglied Stefan Schmitz hat mit Schreiben vom 22.02.2013 sein Mandat als 
Kreistagsmitglied niedergelegt. Herr Schmitz gehörte der im Kreistag vertretenen SPD-Fraktion an. 
 
Aufgrund des Wahlergebnisses der Kommunalwahl vom 07.06.2009 rückt Herr Jörg Petry, 
Gerolstein, in den Kreistag nach. 
 
In der Kreistagssitzung ist die Einführung und Verpflichtung von Herrn Petry vorzunehmen. 
 



 

Kreisverwaltung Vulkaneifel Beschlussvorlage 
  

Abteilung: Zentrales, Finanzen und Kultur - öffentlich - 
 

  

 Datum Drucksachen Nr. (gg. Nachtragsvermerk) 

 04.03.2013 II/870 

 
 Beratungsergebnis 

Beratungsfolge Termin TOP Bemerkungen 

Kreistag 17.06.2013 3.  

 
Betreff: 

Genehmigung der Niederschrift 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Kreistag genehmigt die Niederschrift über die Sitzung vom 04.03.2013. 
 
Sachdarstellung: 

 
 
 
 



 

Kreisverwaltung Vulkaneifel Beschlussvorlage 
  

Abteilung: Zentrales, Finanzen und Kultur - öffentlich - 
 

  

 Datum Drucksachen Nr. (gg. Nachtragsvermerk) 

 21.05.2013 II/916 

 
 Beratungsergebnis 

Beratungsfolge Termin TOP Bemerkungen 

Kreisausschuss 03.06.2013 2.  

Kreistag 17.06.2013 4.  

 
Betreff: 

Nachwahlen 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Kreistag beschließt, die anstehenden Wahlen gem. § 33 (5) LKO offen und ohne Stimmzettel 
durchzuführen, und wählt 
 
1. in Nachfolge für Herrn Stefan Schmitz 
 
1.1 als Mitglied in den Jugendhilfeausschuss: 
      Herrn Jens Jenssen als Mitglied und Frau Antje Fischer als neues stellv. Mitglied 
 
1.2 als Mitglied in den Kreisrechtsausschuss: 
      Herrn Dieter Demoulin 
 
1.3 als stellv. Mitglied in den Kreisausschuss: 
      Herrn Jörg Petry 
 
1.4 als stellv. Mitglied in den Rechnungsprüfungsausschuss: 
      Herrn Jörg Petry 
 
1.5 als Mitglied in den Schul- u. Kulturausschuss: 
      Frau Ulrike Erb-May für Herrn Jens Jenssen, der seine Mitgliedschaft niedergelegt hat und 
      jetzt Stellvertreter wird. 
Da Frau Ulrike Erb-May bisher bereits stellv. Mitglied war, rückt an ihre Stelle als neues stellv. 
Mitglied Herr Jörg Petry. 
 
1.6 als stellv. Mitglied in die Planungsgemeinschaft Region Trier: 
      Herrn Jens Jenssen 
 
1.7 Aufsichtsrat Natur- und Geopark: 
Frau Astrid Schmitt hat ihr Mandat als Mitglied des Aufsichtsrates der Natur- und Geopark GmbH 
niedergelegt. An ihre Stelle tritt Herr Jörg Petry. Neues stellv. Mitglied in Nachfolge von Herrn 
Stefan Schmitz soll Astrid Schmitt werden. 
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2. für Herrn Stephan Lorse 
 
2.1 als Mitglied in den Schul- und Kulturausschuss: N.N. 
2.2 als stellv. Mitglied in den Jugendhilfeausschuss: N.N. 
 
 
 
 
 
Sachdarstellung: 

1. Nachwahlen für Herrn Stefan Schmitz: 
 
Herr Stefan Schmitz hat mit Wirkung zum 05.03.2013 sein Kreistagsmandat und damit auch seine 
Mitgliedschaft in diversen Ausschüssen niedergelegt. 
In der Kreistagssitzung sind für die Ausschüsse, in denen Herr Schmitz vertreten war, Nachwahlen 
durchzuführen. Da seinerzeit Herr Schmitz von der SPD vorgeschlagen worden war, obliegt der 
SPD-Kreistagsfraktion das Vorschlagsrecht. 
 
 
2. Nachwahl für Herrn Stephan Lorse: 
 
Herr Stephan Lorse, Gerolstein, hat mit Schreiben vom 16.04.2013 (s. Anlage) sein Mandat als 
Mitglied im Schul- und Kulturausschuss sowie im Jugendhilfeausschuss als stellvertretendes 
Mitglied niedergelegt. 
In der Kreistagssitzung sind für die Ausschüsse, in denen Herr Schmitz vertreten war, Nachwahlen 
durchzuführen.  
Da seinerzeit Herr Lorse von der BUV-Kreistagsfraktion vorgeschlagen war, obliegt der BUV-
Kreistagsfraktion das Vorschlagsrecht. 
 
 
 
 







 

Kreisverwaltung Vulkaneifel Beschlussvorlage 
  

Abteilung: Bauen, Umwelt und Schulen - öffentlich - 
 

  

 Datum Drucksachen Nr. (gg. Nachtragsvermerk) 

 23.04.2013 II/892 

 
 Beratungsergebnis 

Beratungsfolge Termin TOP Bemerkungen 

Kreisausschuss 03.06.2013 7.  

Kreistag 17.06.2013 5.  

 
Betreff: 

Kreisstraßenbau; 
Umsetzung von Straßenbaumaßnahmen in 2013 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Kreistag beschließt, 
 

a) in 2013 nachfolgende Bestandsausbaumaßnahmen durchzuführen 
• K 28 Ausbau bei Densborn (Trag-/Deckschicht) 
• K 35 Ausbau Waldkönigen-Hinterweiler (Trag-/Deckschicht) 
• K 96 Ausbau Kaperich-Lirstal (Trag- und Deckschicht) 

 

u n d 
 

b) für die Maßnahmen die Zustimmung zur Leistung von außerplanmäßigen Aufwendungen in 
einer Größenordnung von ca. 915.000,00 € zu erteilen (§ 100 Abs. 1 Satz 2 GemO i. V. m. 
§ 57 LKO und § 8 der Haushaltssatzung des Landkreises Vulkaneifel für das Haushalts-
jahr 2013). 

  
 Hierbei wird darauf hingewiesen, dass den vorgenannten außerplanmäßigen Ausgaben von 

915.000,00 € Zuweisungen des Landes in Höhe von 722.850,00 € entgegenstehen. Der 
Kreisnettoanteil beträgt folglich 192.150,00 € und wird durch haushaltsmäßige Ver- 
besserungen im Haushaltsjahr 2013 (s. Ausführungen in dieser Vorlage) abgedeckt.  

 
 Die Zustimmung zur Leistung dieser außerplanmäßigen Aufwendungen ist formal vom 

Gesetz vorgeschrieben, führt aber 2013 zu keiner haushaltsmäßigen Veränderung beim 
Produkt „Kreisstraßen“. 

 
Sachdarstellung: 

Die Verwaltung nimmt Bezug auf die Mitteilungsvorlage II/848 zur Sitzung des Kreisausschusses 
am 18.03.2013. 
 
Zurzeit werden die gemäß Kreisstraßenbauprogramm für das Jahr 2013 vorgesehenen Maßnah-
men vorbereitet. Die Vorbereitungsarbeiten umfassen den Abschluss der Planung, die Baurechts-
beschaffung sowie die Beantragung der Fördermittel. 
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Gegenüber dem Kreisstraßenbauprogramm sind folgende Änderungen eingetreten, über die die 
Verwaltung die Kreisgremien informieren möchte: 
 

1. Ausbau Kreuzungsbereich B 421/K 19 bei Ellscheid 
Seitens des Bundes ist vorgesehen, in 2013 den Kreuzungsbereich B 421/K 19 auszu- 
bauen. Hierbei wird die K 19 verkehrsgerecht an die B 421 neu angebunden. In 2012 
wurde der Verwaltung seitens des LBM mitgeteilt, dass aufgrund der Verkehrszahlen auf 
den beiden Straßen sich der Kreis nach Kreuzungsrichtlinien an dem Umbau des 
Kreuzungsbereichs mit ca. 150.000 € zu beteiligen habe. Dieser Kostenanteil wurde zu 
einem Teil im Haushalt 2013 veranschlagt. Ende 2012 erfolgte eine erneute Verkehrs-
zählung – hierbei stellte sich dann heraus, dass das Verkehrsaufkommen auf der K 19 
unter 20 % des Verkehrsaufkommens auf der B 421 liegt. Infolgedessen entfällt eine 
Kostenbeteiligung des Kreises am Umbau des Kreuzungsbereichs.  

 
2. Ausbau K 59 – OD Niederehe 

Der Ausbau der Ortslage Niederehe war gemäß Straßenbauprogramm für 2013 vorge-
sehen. Da z. Zt. die Straßenplanung nicht abgeschlossen sowie der Grunderwerb noch 
nicht restlos erledigt ist, und das Baurecht für die Maßnahme noch nicht vorliegt, wird sich 
die Realisierung der Maßnahme ins Jahr 2014 verschieben.  

 
3. Ausbau K 36 – OD Kirchweiler 

Auch der Ausbau der K 36 in der Ortslage Kirchweiler war für das Jahr 2013 vorgesehen. 
Wider Erwarten kann für die Maßnahme das Baurecht nicht wie vorgesehen im verein-
fachten Abstimmungsverfahren beschafft werden, was die Einleitung eines förmlichen 
Plangenehmigungsverfahrens erforderlich macht. In 2013 wird mit dem Vorliegen des 
Baurechts nicht gerechnet, so dass sich auch die Realisierung dieser Maßnahme ins Jahr 
2014 verschiebt.  
 

4. Ausbau K 23/K 24 Großraum Immerath 
Der programmgemäß für 2014 vorgesehene Ausbau umfasst folgende Streckenabschnitte: 
 

1. K 23 – Ausbau „freie“ Strecke von B 421 bis Immerath 
2. K 24 – Ausbau „freie“ Strecke von Immerath bis zur L 16 

 

Für die Maßnahme wurden bislang die Kosten in Höhe auf 1.300.000 € geschätzt. Auf die-
ser Grundlage erfolgte die bisherige haushaltsmäßige Veranschlagung. Die neueste 
Kostenschätzung geht nunmehr von Kosten in Höhe von 950.000 € aus. Die Veranschla- 
gung eines ersten Teilbetrags im Haushalt 2013 kann somit angepasst werden. 
 

5. Kreuzungsmaßnahmen L 10/K 69 bei Nollenbach und L 10/K 84 bei Oos 
Beide Maßnahmen werden 2013 vom Land nicht umgesetzt, so dass die im Haushalt 2013 
veranschlagten Kostenanteile des Kreises frei werden. 

 
6. K 85 – Ausbau Nohn – Kreisgrenze Landkreis Ahrweiler 

Hier wird eine bislang im Haushalt 2013 nicht veranschlagte Landeszuweisung in Höhe von 
35.000 € in 2013 kassenwirksam, weil die Maßnahme wider Erwarten doch in 2013 abge-
rechnet werden kann. 
 

Die gesamten haushaltsmäßigen Verbesserungen betragen insgesamt 231.639 € und kön-
nen der Anlage 1 entnommen werden. 
 
 
 
Bei der Beschlussfassung über das Kreisstraßenbauprogramm hat der Kreistag in der Sitzung am 
07.06.2010 die Verwaltung ermächtigt, im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel, 
zusätzlich zu den im Programm für das jeweilige Jahr enthaltenen Maßnahmen weitere Maßnah-
men durchzuführen, um so den doch erheblichen Ausbaubedarf zeitnah abzubauen. 
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Die Verwaltung möchte von dieser Ermächtigung Gebrauch machen und wie folgt verfahren: 
 
1. Aufgrund der obigen Ausführungen werden im Rahmen der haushaltsmäßigen Veranschla-

gung in 2013 Haushaltsmittel in Höhe von 231.639 € frei. 
 
2. Im Rahmen der o. g. Ermächtigung des Kreistages möchte die Verwaltung nachfolgende 

Bestandsausbaumaßnahmen zusätzlich in 2013 angehen. 
 

• K 28 – Ausbau „freie“ Strecke Densborn – Salm (Teilstrecke von ca. 1,54 km) 
(einschichtiger Aufbau – bituminöse Trag-/Deckschicht) – Kosten: 190.000 € 

• K 35 – Ausbau „freie“ Strecke Waldkönigen-Hinterweiler (ca. 3,06 km) 
(einschichtiger Aufbau – bituminöse Trag-/Deckschicht) – Kosten: 375.000 € 

• K 96 – Ausbau „freie“ Strecke Kaperich-Lirstal (ca. 1,12 km) 
(zweischichtiger Aufbau – bituminöse Trag- und Deckschicht) – Kosten: 350.000 € 
 

Diese Straßen wurden in 2011 allesamt mit „rot“ bewertet (= dringender, unabweisbarer Aus-
baubedarf), so dass der Landkreis für die Ausbaumaßnahmen eine um 9 % höhere Landes-
zuweisung (79 %) erhält. Dieser Sonderzuschlag ist bis 31.12.2014 befristet !!! 

 
Die Finanzierung dieser Maßnahmen stellt sich somit wie folgt dar (s. auch Anlage 2): 
 
  Ausbaukosten der 3 Maßnahmen    915.000   € 
 ./. Landesförderung (79 %)     722.850   € 
  = Kreisnettoanteil      192.150   € 
 
Die haushaltsmäßige Deckung ist durch die o. g. Haushaltsverbesserung (231.639 €) gege-
ben. 
 
 

Die 3 zusätzlichen Maßnahmen sind im Haushalt 2013 nicht enthalten. Die Aufwendungen bzw. 
Auszahlungen hierfür stellen somit außerplanmäßige Aufwendungen/Auszahlungen  i. S. v. 
§ 100 GemO dar und sind zudem erheblich (s. § 8 der Haushaltssatzung Landkreis Vulkaneifel 
Haushaltsjahr 2013). 
 
Die außerplanmäßigen Aufwendungen/Auszahlungen sind zulässig, weil 
a) ein dringendes, unabweisbares Bedürfnis zum Ausbau der 3 Strecken besteht (Aufrechter-

haltung bzw. Wiederherstellung der Verkehrssicherheit = „rote“ Bewertung)  u n d 
b) durch die dargestellten haushaltsmäßigen Verbesserungen die haushaltsmäßige Deckung ge-

geben ist und dadurch das im Haushalt 2013 ausgewiesene Ergebnis sich nicht verändert. 
 
Gemäß § 100 Abs. 1 Satz 2 GemO bedürfen erhebliche außerplanmäßige Aufwendungen der vor-
herigen Zustimmung des Kreistages. 
 
 
 



 

Kreisverwaltung Vulkaneifel Beschlussvorlage 
  

Abteilung: Bauen, Umwelt und Schulen - öffentlich - 
 

  

 Datum Drucksachen Nr. (gg. Nachtragsvermerk) 

 04.02.2013 II/849 

 
 Beratungsergebnis 

Beratungsfolge Termin TOP Bemerkungen 

Kreisausschuss 18.03.2013 5. Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 

Kreisausschuss 29.04.2013 2. Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 

Kreistag 17.06.2013 6.  

 
Betreff: 

Fortschreibung Kreisstraßenbauprogramm - Jahre 2014 - 2018 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Kreistag beschließt das Kreisstraßenbauprogramm für die Jahre 2014 – 2018 gemäß den 
folgenden Ausführungen und der Anlage 1. 
Die Verwaltung wird wie in Vorjahren ermächtigt, in Abstimmung mit der Straßenverwaltung und im 
Rahmen der im Haushaltsjahr zur Verfügung stehenden Mittel (Einsparungen bei anderen 
Straßenbaumaßnahmen bzw. Mehreinnahmen im Bereich Kreisstraßenbau) zusätzlich freie 
Streckenabschnitte verkehrsgerecht auszubauen. 
 
 
Sachdarstellung: 

Der Landkreis Vulkaneifel ist Straßenbaulastträger von z. Zt. ca. 348 km Kreisstraßen. Viele 
Kreisstraßen befinden sich trotz der Fülle von Ausbaumaßnahmen in den vergangenen Jahren in 
einem sehr schlechten Zustand, wodurch die Verkehrssicherheit gefährdet ist. Bloße Unterhal-
tungsmaßnahmen durch das Straßenunterhaltungspersonal sind zum einen unwirtschaftlich und 
zum anderen aber nicht auf Dauer ausgelegt, so dass oft nur ein Ausbau der Straße wirtschaftlich 
sinnvoll ist. 
 
Die vom Kreis vorgesehenen Ausbaumaßnahmen werden in einem 5jährigen Kreisstraßenbau-
programm erfasst. Dieses Programm wird kontinuierlich dem aktuellen Stand - und hier insbeson-
dere den herrschenden Straßenzuständen gemäß - angepasst und fortgeschrieben. Die Aufnahme 
von Maßnahmen orientiert sich hierbei in erster Linie am Straßenzustand, daneben aber auch an 
der Verkehrsbedeutung und der Verkehrsbelastung der Straße. Bezüglich des Zustandes der 
Straßen erfolgt eine Bewertung nach den sich aus der Anlage 2 ergebenden Auswahl- bzw. 
Zustandskriterien, wobei auf die vom Landesbetrieb Mobilität (LBM) im Jahr 2011 durchgeführte 
Straßenbewertung aufgebaut wird. 
 
Das derzeit gültige Straßenbauprogramm des Landkreises Vulkaneifel beinhaltet die Maßnahmen 
der Jahre 2011 – 2015 und befindet sich derzeit in der Umsetzung. 
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Sämtliche im Programm enthaltenen Maßnahmen stehen unter dem ausdrücklichen Vorbehalt, 
dass die jeweils für die Maßnahme erforderliche Straßenplanung und das Baurecht vorliegt  und  
die Finanzierung der Maßnahme durch eine Veranschlagung im Kreishaushalt einerseits und der 
Bewilligung der Landesmittel andererseits gesichert ist. 
 
 
Die Finanzierung einer investiven Kreisstraßenbaumaßnahme sieht wie folgt aus: 
 
 Baukosten 
./. Kostenanteile Dritter (z. B.: Ablösebeträge VG-Werke, Kostenanteile Gemeinde Gehweg) 
= zuwendungsfähiger Aufwand 
./. zwecksgebundene Finanzzuwendung des Landes nach LVFGKom/LFAG zur Verbesse-

rung der kommunalen Verkehrsverhältnisse (LVFGKom = Landesverkehrsfinanzierungs-
gesetz-Kommunal; LFAG = Landesfinanzausgleichsgesetz) Förderstaffel 

= K R E I S N E T T O A N T E I L 
 
Die Förderstaffel führt in einigen Fällen zu Mischfördersätzen. Hierzu wird die Verwaltung bei Be-
darf in den Sitzungen weitere Ausführungen machen. 
 
Vor Aufstellung dieses Entwurfs wurde seitens der Verwaltung ein Ausbaubedarf bei den Ver-
bandsgemeinden im Kreis sowie dem LBM in Gerolstein, der Straßenbaubehörde des Land-
kreises, abgefragt. Die Verbandsgemeinden wurden gebeten, die gemeldeten Maßnahmen ent-
sprechend ihren Vorstellungen nach zu gewichten. Nach Erhalt der Meldungen wurden diese 
unsererseits gemäß den Auswahl- und Zustandkriterien sowie der in 2011 durchgeführten Be-
wertung gewichtet und im Entwurf berücksichtigt. 
 
 
Gemäß Beschluss des ehemaligen Ausschusses „Planen-Bauen-Umwelt“ sowie des Kreistages 
haben bei der Aufstellung und Fortschreibung des Programms nach wie vor die sog. „Ge-
meinschaftsmaßnahmen Kanal-/Straßenbau“ absolute Priorität. Bei diesen Maßnahmen wird nach 
erfolgtem Leitungseingriff durch die VG-Werke (Kanal- und/oder Wasserleitungsbau) die Straße 
anschließend komplett erneuert. Hierbei lösen die VG-Werke die Wiederherstellungsverpflichtung 
der Leitungstrassen betragsmäßig an den Landkreis ab. Weiterhin ist anzumerken, dass der 
Landkreis für die Umsetzung dieser Maßnahme z. Zt. eine um 10 % höhere Förderung durch das 
Land erhält. Eine bloße Wiederherstellung der Leitungstrassen durch die VG-Werke würde in der 
Sache zu einem reinen „Flickenteppich“ führen, der für den Landkreis kurzfristig einen Ausbaube-
darf bedeuten würde. Aus diesem Grunde entschloss man sich, den sog. „Gemeinschaftsmaß-
nahmen“ vordringliche Priorität beizumessen. 
 
Bislang konnten über 30 Gemeinschaftsmaßnahmen abgeschlossen werden. Fünf weitere Ge-
meinschaftsmaßnahmen sind in der diesjährigen Fortschreibung für die Jahre 2014 (K 36 – Aus-
bau OD Kirchweiler) und 2016 (K 27 – Ausbau OD Mückeln, K 38 – Ausbau OD Kradenbach, K 74 
- Ausbau OD Niederehe, K 83 – Ausbau OD Hallschlag) enthalten. 
 
 
Für nachfolgende in diesem Jahr angedachten und im gültigen Programm enthaltenen Maßnah-
men bestehen Probleme bei der Erlangung des Baurechts sowie der Beschaffung des für den 
Ausbau erforderlichen Grunderwerbs, was zu einer zeitlich verzögerten Umsetzung führen wird: 
 
 K 36 – Ausbau OD Kirchweiler (Ausbau in 2014 vorgesehen) 
 K 59 – Ausbau OD Niederehe (Ausbau in 2014 vorgesehen) 
 
 
In der Vergangenheit hat der Landkreis Vulkaneifel sehr viele Kreisstraßen bedarfsgerecht aus-
gebaut und folglich an den für die Landkreise bereitgestellten Straßenbaufördermitteln überpro-
portional partizipieren können. So flossen im Durchschnitt der letzten 5 Jahre rd. 2,071 Mio €/Jahr 
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in den Landkreis Vulkaneifel. Diese Summe lag damit ca. 400.000,00 € über dem auf die Netz-
länge bezogenen durchschnittlichen Anteil am Gesamtkontingent für alle Landkreise. 
 
Als Ergebnis hat der Landkreis Vulkaneifel im Bereich der Kreisstraßenbauförderung eine über-
durchschnittliche Förderquote/-summe in Rheinland-Pfalz abgeschöpft. 
 
 
Die nunmehr vorzunehmende Fortschreibung des Kreisstraßenbauprogramms muss sich jedoch 
finanziell zum einen an der angespannten Finanzlage des Kreises orientieren, da die sich aus den 
Maßnahmen ergebende Kreisnettobelastungen ausschließlich über Kredite finanziert werden. 
 
Zum anderen stehen aber auch die Fördermittel nicht unbegrenzt zur Verfügung, sondern der 
Kreis muss sich bei der Aufstellung des Programms vielmehr an einem Förderkontingent für zu-
sätzliche Neubaumaßen orientieren.  
 
Wie aus den Haushaltsplanberatungen bekannt ist, erfordert die Haushaltslage des Kreises eine 
restriktive Ausgabenpolitik. In den letzten Haushaltsgenehmigungsschreiben weist die Aufsichts- 
und Dienstleistungsdirektion darauf hin, dass dies im Bereich des Straßenbaues bedeutet, Bau- 
und Unterhaltungsmaßnahmen auf das unabweisbare Maß zu beschränken, wobei auch straßen-
verkehrsrechtliche Anordnungen oder straßenrechtliche Maßnahmen zur Sicherstellung der Ver- 
kehrssicherheit in Betracht gezogen werden müssen. 
 
Die Finanzlage des Kreises lässt es definitiv nicht mehr zu, in dem Umfange wie in der Vergan-
genheit geschehen, in den Kreisstraßenbau zu investieren. Diese Situation spiegelt sich dann 
natürlich auch in dem von der Verwaltung aufgestellten Entwurf des Straßenbauprogramms 
wieder. 
 
Die Verwaltung hält es aber einerseits aus Sicht der Verkehrssicherheit und auch aus wirtschaft-
lichen Gründen für dringend erforderlich, dass auch zukünftig jährlich in den Straßenbau investiert 
werden muss, damit ein Investitionsstau erst gar nicht entstehen und der nachweislich bestehende 
Ausbaubedarf möglichst zeitnah abgebaut werden kann. Andererseits hat aber auch aus Sicht der 
Haushaltskonsolidierung der Kreisstraßenbau einen entsprechenden Beitrag zu leisten. 
 
Aus den genannten Gründen ist die Verwaltung bei der Aufstellung des Entwurfs des Straßenbau-
programms von einer jährlichen haushaltsmäßigen Kreisnettobelastung aus Straßenneubaumaß-
nahmen in Höhe von 750.000,00 – 800.000,00 € ausgegangen. 
 
Vor Jahren betrug diese jährliche Nettobelastung noch ca. 850.000,00 – 900.000,00 € - die Redu-
zierung auf nunmehr 750.000,00 – 800.000,00 € stellt ein Beitrag des Produkts „Kreisstraßen“ an 
der Konsolidierung des Kreishaushalts dar. Eine weitere Reduzierung der Kreisnettobelastung ist 
aufgrund des bekannt hohen Ausbaubedarfs aus Sicht der Verkehrssicherheit nicht mehr vertret-
bar. 
 
Wegen der Vielzahl der von den Verbandsgemeinden gemeldeten Maßnahmen wird folglich die 
diesjährige Fortschreibung des Programms wegen des engen finanziellen Rahmens im Bereich 
Kreisstraßenbau und der nur begrenzt zur Verfügung stehenden Landesmittel nicht alle Ausbau-
wünsche abdecken können, so dass es erforderlich wurde, die Anmeldungen, wie in der Ver-
gangenheit praktiziert, noch mehr nach Dringlichkeit und Notwendigkeit entsprechend dem Zu-
stand der Straße sowie deren Verkehrsbedeutung und Verkehrsbelastung zu gewichten und 
entsprechend zu berücksichtigen. 
 
 
Bei der Aufstellung des vorliegenden Entwurfs des Kreisstraßenbauprogramms haben wir uns be-
müht, den Anmeldungen der Verbandsgemeindeverwaltungen nach Möglichkeit Rechnung zu 
tragen. Seitens der Verwaltung wurden die angemeldeten Maßnahmen mit dem LBM im Laufe der 
Zeit in Augenschein genommen und entsprechend ihrer Priorität gemäß dem Straßenzustand und 
der Verkehrsbedeutung/-belastung gewichtet. Hierauf basierend wurde der Entwurf des Baupro-
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gramms erstellt, der als  Anlage 1  der Sitzungsvorlage beigefügt ist. Dieser Entwurf ist vorab mit 
den Verbandsgemeindeverwaltungen sowie dem LBM abgestimmt worden. 
 
 
Die Vielzahl von begründeten Ausbauwünschen zeigt aber auch, dass nach wie vor ein erheblicher 
Ausbaubedarf im Bereich Kreisstraßen besteht. Es ist daher erforderlich, auch zukünftig in den 
Straßenbau zu investieren, weil insbesondere ein Flächenkreis wie der Landkreis Vulkaneifel auf 
ein gut ausgebautes und funktionierendes Kreisstraßennetz angewiesen ist. 
 
 
Wurde in der Vergangenheit nicht zuletzt wegen der Priorität der „Gemeinschaftsmaßnahmen“ 
vielfach in den Ausbau von Ortslagen investiert, so liegt bei der anstehenden Fortschreibung des 
Programms der Schwerpunkt wiederum im Ausbau der „freien“ Streckenabschnitte, da hier ein 
doch größerer Ausbaubedarf besteht. 
 
Hierzu ist anzumerken, dass das Land den Ausbau von Kreisstraßen im Bereich der „freien“ 
Strecken ab dem Jahr 2008 mit einem bis zu 10 % höheren Fördersatz unterstützt, soweit sich die 
betreffenden Straßen in einer gewissen Zustandskategorie (Gesamtnote von 4,50 und schlechter = 
entspricht „roter“ Bewertung) befinden. Diese höhere Bezuschussung ist befristet bis 31.12.2013 
und wurde bei der Aufstellung des Programmentwurfs  n i c h t  berücksichtigt. Sollte der Sonder-
zuschlag über das Jahr 2013 hinaus verlängert werden, führt dies im Allgemeinen zu einer haus-
haltsmäßigen Verbesserung – wir werden diesbezüglich den Kreisausschuss informieren. 
 
 
Eine weitere Besonderheit stellt die Ertüchtigung bzw. die Erneuerung von Brücken- und Durch-
lassbauwerken dar. 
 
Die Bauwerke werden in regelmäßigen Abständen vom Zentralen Brückenprüftrupp des LBM 
überprüft. Gemäß den Prüfberichten weisen verschiedene Brückenbauwerke im Zuge von 
Kreisstraßen Schäden auf, die die Substanz der Bauwerke im Hinblick auf Standsicherheit, Ver-
kehrssicherheit und Dauerhaftigkeit nachhaltig beeinträchtigen. In Absprache mit der Straßen-
verwaltung sind daher im Programmentwurf nachfolgende Bauwerksmaßnahmen vorgesehen: 
 
 K 65 Erneuerung Brückenbauwerk bei Bongard – 2015 
 K 84 Erneuerung Bachbrücke bei Oos – 2017 
 K 84 Erneuerung DB-Brücke bei Oos - 2017 
 
In diesem Zusammenhang soll erwähnt werden, dass der Landkreis z. Zt. auf die Bauwerksmaß-
nahmen eine um 10 % höhere Förderung durch das Land erhält. 
 
Seitens der Verwaltung möchten wir hiermit die einzelnen Maßnahmen vorstellen, uns hierbei aber 
auf die Maßnahmen der Jahre 2014 und 2015 beschränken, weil im Jahre 2015 eine erneute Fort-
schreibung des Bauprogramms vorgesehen ist. 
 
Wir möchten ausführen, dass sämtliche Maßnahmen bei der vom LBM im Jahre 2011 
durchgeführten Straßenbewertung mit überwiegend „rot“ bewertet wurden. In 2011 wurde 
somit den Maßnahmen einen dringenden und unabweisbaren Ausbaubedarf attestiert.  
 
 
1. Maßnahmen des Jahres 2014: 
 

1.1. K 36 – Ausbau Ortslage Kirchweiler 
Die K 36 weist innerhalb der Ortslage Kirchweiler teilweise starke Fahrbahnschäden auf. 
Die Entwässerungseinrichtungen sind zwar vorhanden, jedoch stark abgängig, so dass 
kurzfristig ein Ausbau des Streckenabschnitts erforderlich wird. Die VG-Werke beab-
sichtigen, im Zuge der Maßnahme die Entwässerungs- und Wasserversorgungsleitungen 
im Zuge der K 36 zu erneuern, so dass es aus sachlichen und wirtschaftlichen Gesichts-
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punkten sinnvoll ist, die Straße im Anschluss an den Leitungseingriff auszubauen („Ge-
meinschaftsmaßnahme Kanal-/Straßenbau“). Die VG-Werke lösen hierbei die Wiederher-
stellung der Leitungstrassen betragsmäßig an den Landkreis ab. Weiterhin erhält der 
Kreis, bezogen auf den Abschnitt der Leitungstrassen, eine um 10 % höhere Landesför-
derung. Die Maßnahme wurde bereits baurechtsbedingt um einige Jahre verschoben – bei 
Vorliegen des Baurechts ist eine Umsetzung in 2014 angedacht. 
 
Darstellung der Finanzierung: 
 

geschätzte Baukosten   650.000,00 € 
./. Ablösebetrag der VG-Werke     35.000,00 € 
./. Anteil Ortsgemeinde       15.000,00 € 
= zuwendungsfähiger Aufwand  600.000,00 € 
./. Landeszuweisung (75 %)   450.000,00 € 
= Kreisnettoanteil    150.000,00 € 

 
1.2. K 16 – Ausbau „freie“ Strecke Mehren – Steiningen (mit Brückenbauwerk) 

Der Ausbau der K 16 soll im Anschluss an die Ortslage Mehren beginnen und am Friedhof 
bei Steiningen enden. Die Ausbaustrecke hat eine Länge von ca. 2,04 km und befindet 
sich in einem schlechten Zustand. Der derzeitige Zustand lässt noch einen Hocheinbau 
(10 cm bituminöse Trag-, 4 cm starke bituminöse Deckschicht) zu. Lediglich ein kurzer 
Streckenabschnitt entlang des Friedhofs bei Steiningen soll im Vollausbau erfolgen (Ver-
breiterung der Fahrbahn sowie Absenkung eines Kuppenbereichs). Weiterhin wird eine auf 
dem Ausbauabschnitt sich befindliche Brücke ertüchtigt. 

   
Darstellung der Finanzierung: 
 

geschätzte Baukosten   900.000,00 € 
./. Kostenanteile Dritter                0,00 € 
= zuwendungsfähiger Aufwand  900.000,00 € 
./. Landeszuweisung (75 %)   675.000,00 € 
= Kreisnettoanteil    225.000,00 € 
 

1.3. K 23/K 24 – „freie“ Strecke von der B 421 bis Ortslage Immerath und L 16 
Der Ort Immerath ist über die K 23 und die K 24 sowohl von der B 421 als auch von der L 
16 doppelt an das überörtliche Straßennetz angeschlossen. Es ist vorgesehen, die K 23 
neu und verkehrsgerecht an die B 421 anzuschließen. Im Anschluss werden die K 23 und 
die K 24 in Richtung Ortslage Immerath und bis zur L 16 im Bestand ausgebaut (Gesamt-
ausbaulänge: ca. 2,06 km). 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ast der K 23, der 
eingezogen wird 
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Hierbei wird der Ast der K 23 vom Kreuzungsbereich K 23/K 24 bis zur L 16 entbehrlich 
und zum Wirtschaftweg gem. § 37 Landesstraßengsetz (LStrG) eingezogen (Länge: 371 m 
– s. Karte). Für den Streckenabschnitt besteht kein Verkehrsbedürfnis mehr. Der vor-
handene Straßenkörper wird als landespflegerischer Ausgleich aufgenommen. Die Orts-
gemeinde Immerath ist mit der Straßenplanung und der sich daraus ergebenden Einzie-
hung der K 23 auf einer Länge von 371 m einverstanden. Die Einziehung erfolgt nach 
Beendigung der Ausbaumaßnahme. Die Kreisgremien werden frühzeitig von der Verwal-
tung gebeten, über die Einziehung zu beraten und zu beschließen. 
 
Am neuen Kreuzungsbereich K 23/B 421 wird sich der Bund nach Kreuzungsrichtlinien 
beteiligen, so dass die Gesamtfinanzierung wie folgt dargestellt werden kann: 
 

geschätzte Baukosten   950.000,00 € 
./. Kostenanteil Bund       25.000,00 € 
= zuwendungsfähiger Aufwand  925.000,00 € 
./. Landeszuweisung (75 %)   693.750,00 € 
= Kreisnettoanteil    231.250,00 € 
 

 
 

1.4.  K 34 – Ausbau OD Gerolstein 
Die K 34 beginnt im Kreuzungsbereich B 410/K 34 vor der Ortslage Gerolstein, führt in die 
Stadt Gerolstein hinein und endet im Kreuzungsbereich K 33/K 34 vor der Ortslage Gees. 
Innerhalb der Ortslage Gerolstein befindet sich die K 34 auf einer Länge von ca. 300 m in 
einem sehr schlechten baulichen Zustand. Die Fahrbahn weist starke Risse und 
Verdrückungen auf. Die vorhandene Entwässerungsrinne und die Straßenabläufe sind 
völlig unzureichend und im Übrigen abgängig. Weiterhin erklärten die VG-Werke Gerol-
stein, bei Gelegenheit des Straßenausbaues auch das Leitungsnetz (Schmutzwasser- 
und Wasserversorgungsleitung) zu erneuern.  
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 Im Hinblick auf die vorhandenen Straßenschäden, die Absicht der VG-Werke, im Rahmen 
der Maßnahme das Leitungsnetz zu erneuern und die Wiederherstellung der Leitungs-
trassen an den Kreis abzulösen und der damit verbundenen höheren Förderung ist ange-
dacht, die K 34 im Jahre 2014 verkehrsgerecht auszubauen.  

 
 Im Anschluss an den Ausbau der Ortslage Gerolstein ist weiterhin vorgesehen, den 

„freien“ Streckenabschnitt der K 34 in Richtung Gees auf einer Länge von ca. 0,540 km im 
Bestand (Hocheinbau) mittels einer einschichtigen bituminösen Trag-/Deckschicht 
auszubauen. 

 
Darstellung der Finanzierung: 
 

geschätzte Baukosten   650.000,00 € 
./. Ablösebetrag VG-Werke     20.000,00 € 
./. Kostenanteil Stadt Gerolstein    10.000,00 € 
= zuwendungsfähiger Aufwand  620.000,00 € 
./. Landeszuweisung (75 %)   465.000,00 € 
= Kreisnettoanteil    155.000,00 € 

 
Die K 34 stellt eine innerstädtische Verbindungsstraße zwischen Gerolstein und dem 
Stadtteil Gees dar. Sowohl Gerolstein ist durch verschiedene Bundes-, Landes- und 
Kreisstraßen mehrfach an das überörtliche Straßennetz angebunden. Auch Gees selbst 
als Stadtteil ist über die K 33 ausreichend angebunden. Für eine weitere Anbindung 
mittels einer Kreisstraßen besteht somit keine rechtliche Verpflichtung. Die K 34 ist folglich 
als Kreisstraße falsch eingestuft und muss gemäß den Bestimmungen des LStrG zur einer 
Gemeindestraße abgestuft werden.  
 
Unter Berücksichtigung dieses Sachverhalts ist es für die Gewährung einer Landeszuwei-
sung erforderlich, mit der Stadt Gerolstein eine „Ausbau-, Finanzierungs- und Abstufungs-
vereinbarung“ zu schließen (s. Förderkriterien falsch eingestufter Kreisstraßen – Schrei-
ben LBM RP Koblenz vom 05.08.2004). Die Verwaltung wird diesbezüglich Kontakt mit der 
Stadt Gerolstein aufnehmen. 
 
In der Angelegenheit möchten wir hier an die Ausführungen am Ende dieser Vorlage ver-
weisen. 
 

1.5.  K 59 – Ausbau OD Üxheim-Niederehe 
 Die K 59 führt von Kerpen kommend durch den Ortsteil Niederehe und endet im Kreu-

zungsbereich L 68. Die Fahrbahn innerhalb der Ortslage Niederehe weist auf einer Länge 
von ca. 1,7 km starke Risse, Verdrückungen und teilweise Aufbrüche auf, wodurch die 
Verkehrssicherheit gefährdet ist. Unterhaltungsmaßnahmen sind sachlich nicht sinnvoll, 
darüber hinaus unwirtschaftlich und nicht auf Dauer ausgelegt, so dass nur ein vollstän-
diger Ausbau Sinn macht. Die Maßnahme war ursprünglich für 2013 vorgesehen, konnte 
aber wegen fehlender Straßenplanung, nicht erledigtem Grunderwerb und fehlendem 
Baurecht nicht wie vorgesehen umgesetzt werden, so dass eine Verschiebung ins Jahr 
2014 erfolgt. 
 
Darstellung der Finanzierung: 
 

geschätzte Baukosten   1.350.000,00 € 
./. Kostenanteile Dritter          25.000,00 € 
= zuwendungsfähiger Aufwand  1.325.000,00 € 
./. Landeszuweisung (70 %)      927.500,00 € 
= Kreisnettoanteil       397.500,00 € 

 
1.6. K 88 – Ausbau von der B 410 in Richtung Köttelbach 
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Die K 88 beginnt an der B 410 in der Ortslage Kelberg und führt in den Ortsteil Köttelbach 
und endet dort am Ortseingang von Köttelbach. Auf einem ca. 280 m langen Streckenab-
schnitt von der B 410 bis zur Einfahrt Straßenmeisterei befindet sich die K 88 in einem 
äußerst schlechten Zustand. Es ist vorliegend ein Ausbau im vorhandenen Bestand durch 
Erneuerung der Fahrbahn und der Entwässerungseinrichtungen vorgesehen. 
 
Darstellung der Finanzierung: 
 
 

geschätzte Baukosten   200.000,00 € 
./. Kostenanteile Dritter                0,00 € 
= zuwendungsfähiger Aufwand  200.000,00 € 
./. Landeszuweisung (70 %)   140.000,00 € 
= Kreisnettoanteil      60.000,00 € 

 
Die K 88 dient vorliegend ausschließlich der Anbindung des Ortsteils Köttelbach. Es ist 
gerichtlich geklärt, dass die Anbindungsverpflichtung des Kreises sich nicht auf Ortsteile 
bezieht sondern nur auf die eigentliche Gemeinde. Vorliegend ist die K 88 als Kreisstraße 
falsch eingestuft, so dass eine Abstufung der Straße nach den Bestimmungen des LStrG 
nach erfolgtem Ausbau ansteht. Der innerörtliche Abschnitt von Köttelbach wurde bereits 
mit Wirkung vom 01.01.2011 zur Gemeindestraße abgestuft. 
 

1.7.  K 94 – Ausbau OD Höchstberg sowie „freie“ Strecken vor und hinter der Ortslage 
Der zum Ausbau vorgesehene Streckenabschnitt weist insgesamt eine Länge von ca. 
2,21 km auf und gliedert sich in folgende Abschnitte: 
 
 „freie“ Strecke vom Kreuzungsbereich K 94/ K 1 (Landkreis Cochem-Zell) bis Beginn 

der Ortslage Höchstberg (Länge: ca. 580 m) 
 Ausbau OD Höchstberg (Länge: ca. 330 m) 
 „freie“ Strecke im Anschluss an Ortslage Höchstberg (Länge: ca. 1,30 km) 
 
Die Straße weist mit insgesamt 1.204 Fahrzeugen/Tag und einem Schwerlastverkehrs-
anteil von 7 % ein für eine Kreisstraße hohes Verkehrsaufkommen auf. Entsprechend ist 
der Straßenzustand mit doch erheblichen Straßenschäden (Risse, Verdrückungen etc.). 
Innerhalb der Ortslage sind die vorhandenen Entwässerungseinrichtungen unzureichend 
und abgängig.  
 
Insgesamt gesehen ist ein Ausbau der Straße erforderlich, so dass die Aufnahme ins 
Programm für das Jahr 2014 gerechtfertigt ist. 
 
Darstellung der Finanzierung: 
 

geschätzte Baukosten   2.500.000,00 € 
./. Kostenanteile Dritter         40.000,00 € 
= zuwendungsfähiger Aufwand  2.460.000,00 € 
./. Landeszuweisung (75 %)   1.845.000,00 € 
= Kreisnettoanteil       615.000,00 € 

 
 

2. Maßnahmen des Jahres 2015: 
 

 2.1.  K 29 – Ausbau „freie“ Strecke zwischen Michelbach und Birresborn 
Der Streckenabschnitt weist ein Verkehrsaufkommen von nur 241 Fahrzeugen/Tag auf. 
Der Streckenverlauf ist auf einer Länge von ca. 2,20 km stark kurvenreich und die Breite 
der Straße mit durchschnittlich 4,00 m zu schmal, so dass sich der Begegnungsverkehr 
immer mehr im Bankettbereich abspielt. Es ist vorgesehen, den ca. 2,20 km langen 
Streckenabschnitt auf insgesamt 5,00 m zu verbreitern und im Übrigen im Hocheinbau 
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mittels Aufbringen einer 10 cm bituminösen Trag- und einer 4 cm bituminösen Deck-
schicht zu versehen. Der auszubauende Streckenabschnitt liegt in einem landespfe- 
gerisch sensiblen Gebiet, so dass sich die Baurechtsbeschaffung zeitlich verzögerte und 
sich der eigentlich schon früher anvisierte Ausbau zeitlich hinausschob. 
 
Darstellung der Finanzierung: 
 
 
 

geschätzte Baukosten   1.100.000,00 € 
./. Kostenanteile Dritter                   0,00 € 
= zuwendungsfähiger Aufwand  1.100.000,00 € 
./. Landeszuweisung (70 %)      770.000,00 € 
= Kreisnettoanteil       330.000,00 € 
 

2.2. K 63 – Ausbau OD Zilsdorf 
Der Bund beabsichtigt, im Jahre 2015 die B 421 in der Ortslage Zilsdorf verkehrsgerecht 
auszubauen. In diesem Zusammenhang wird auch der Kreuzungsbereich B 421/K 63 aus-
gebaut. Der Kreis hat sich an den Kosten für den Ausbau des Kreuzungsbereichs zu be-
teiligen. Im Anschluss an den auszubauenden Kreuzungsbereich befindet sich die K 63 
auf einer Länge von 100 m in einem schlechten Zustand. Es ist daher beabsichtigt, auch 
diesen kurzen Streckenabschnitt in der Bundesmaßnahme mit auszubauen. 
 
Darstellung der Finanzierung: 
 

geschätzte Baukosten   85.000,00 € 
./. Kostenanteile Dritter              0,00 € 
= zuwendungsfähiger Aufwand  85.000,00 € 
./. Landeszuweisung (70 %)   59.500,00 € 
= Kreisnettoanteil    25.500,00 € 

 
2.3. K 59/K 65 – Großraum Dreis-Brück 
 Im Rahmen dieser Großmaßnahme sollen folgende Kreisstraßen verkehrsgerecht ausge-

baut werden: 
  

• K 65 – Ausbau Ortslage Dreis (Länge: ca. 0,380 km) 
• K 65 – Ausbau „freie“ Strecke von Dreis bis Brück (Länge: ca. 0,850 km) 
• K 65 – Ausbau Ortslage Brück (Länge: ca. 0,950 km) 
• K 59 – Ausbau Ortslage Brück (Richtung Heyroth) – Länge: ca. 0,460 km 
• K 65 – Ausbau „freie“ Strecke von Brück nach Bongard (Länge: ca. 2,020 km) 

 
Auf den auszubauenden Streckenabschnitten befinden sich die beiden Kreisstraßen in 
einem äußert schlechten, die Verkehrssicherheit bedrohenden Zustand. Die Zustandser-
fassung 2011 ergab bei den Abschnitten ausnahmslos eine „rote“ Bewertung, wodurch ein 
dringender und unabweisbarer Ausbaubedarf bestätigt wurde.  

   
  Aufgrund des räumlichen Zusammenhangs sieht die Verwaltung es für sinnvoll an, die 
  Maßnahmen in einer Großmaßnahme zusammenzufassen und umzusetzen. Vergleich- 
  bare Großmaßnahmen der Vergangenheit zeigen, dass hierdurch die Baukosten erheb- 
  lich reduziert werden können. 
 

Darstellung der Finanzierung: 
 

geschätzte Baukosten   3.860.000,00 € 
./. Kostenanteile Dritter          80.000,00 € 
= zuwendungsfähiger Aufwand  3.780.000,00 € 
./. Landeszuweisung (70 %)   2.646.000,00 € 
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= Kreisnettoanteil    1.134.000,00 € 
 

2.4. K 65 – Erneuerung Bachdurchlass bei Bongard 
Im Zuge der K 65 befindet sich vor der Ortslage Bongard ein überschütteter Armco-
Durchlass (Stahlblechdurchlass), welcher die nachfolgenden Schäden aufweist: 

 

 
 

 der Stahlblechdurchlass ist im Sockelbereich völlig durchgerostet – hierdurch ist die 
Standsicherheit des gesamten Bauwerks gefährdet; auch dringt Wasser hinein, so 
dass die Gefahr von Auskolkungen besteht 

 

               
 

 die nachträglich angebrachten Stirnwände aus Beton weisen verstärkt Abplatzungen 
auf. Auch ist die Betonbeschichtung brüchig, so dass Wasser in die Bauteile eindringt 

 

 
 

 das vorhandene Geländer weist erhebliche Korrosionsschäden auf, wodurch die 
Verkehrssicherheit gefährdet ist 
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 der Fahrbahnbelag ist uneben und gerissen, so dass hier Wasser in das Bauwerk 
eindringt 

 
Da eine Ertüchtigung des Bauwerks bautechnisch nicht durchführbar ist, wurde die Er-
neuerung des Bauwerks für das Jahr 2015 vorgesehen. Der Landkreis profitiert hierbei 
von einer um 10 % höheren Bezuschussung. 
 
Darstellung der Finanzierung: 
 

geschätzte Baukosten   250.000,00 € 
./. Kostenanteile Dritter               0,00 € 
= zuwendungsfähiger Aufwand  250.000,00 € 
./. Landeszuweisung (80 %)   200.000,00 € 

=  Kreisnettoanteil        50.000,00 € 
 
2.5. K 84 – Ausbau Kreuzungsbereich L 10/K 84 bei Oos 
 Das Land Rheinland-Pfalz als Baulastträger der L 10 wird im Jahre 2015 die L 10 

zwischen Büdesheim und Scheuern ausbauen und hierbei auch den Kreuzungsbereich L 
10/K 84 verkehrsgerecht umgestalten. Der Kreis muss sich entsprechend den Bestim-
mungen des Landesstraßengesetzes (§ 19 LStrG) an der Änderung der Kreuzung beteili-
gen. Im Rahmen des Ausbaues ist vorgesehen, auch einen ca. 0,300 km langen Ab-
schnitt der K 84 im Bestand zu erneuern. Dieser Abschnitt wurde bei der Zustandser-
erfassung 2011 mit „rot“ bewertet. 

 

geschätzte Baukosten   150.000,00 € 
./. Kostenanteile Dritter                0,00 € 
= zuwendungsfähiger Aufwand  150.000,00 € 
./. Landeszuweisung (70 %)   105.000,00 € 

= Kreisnettoanteil      45.000,00 € 
 
 

3. Besonderheit – „freie“ Strecken: 
Auf den „freien“ Strecken besteht nach wie vor ein größerer Ausbaubedarf. Die Reihenfolge, in 
welcher die freien Strecken abgearbeitet werden, erfolgt in Abstimmung mit dem LBM. 
 
Eine Besonderheit stellen hierbei die ausbaubedürftigen Straßen dar, für die von der Trassen-
führung her weder eine Planung noch ein formelles Baurecht erforderlich ist. Diese Straßen 
könnten als reiner Bestandsausbau kurzfristig mittels Aufbringen einer Trag- und Deck-
schicht (evtl. zusätzliche Binderschicht) wiederum in einen über Jahre hinaus ordnungsge-
mäßen Unterhaltungszustand versetzt werden. Bei Straßenzügen mit einer geringen Verkehrs-
belastung (Fahrzeugaufkommen bis zu 250 Fahrzeugen/Tag bei einem geringen Schwerlast-
verkehrsanteil) ist es daneben möglich, einen kostengünstigeren Ausbau durch Aufbringen 
einer Trag-/Deckschicht (einschichtiges bituminöses Paket) umzusetzen. 
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Wie in der Vergangenheit schlägt die Verwaltung vor, im Rahmen der jeweils im Haushaltsjahr 
noch zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel (Mehr-Einnahmen und/oder Minder-Ausgaben) 
diese reinen Bestandsausbaumaßnahmen zusätzlich zu den o.g., im Straßenbauprogramm 
enthaltenen Maßnahmen, anzugehen und den Bedarf so in wenigen Jahren abzubauen, wo-
bei es denkbar ist, bereits im Programmentwurf enthaltene Maßnahmen zeitlich vorzuziehen. 
Die Verwaltung wird in jedem Falle die geplante Vorgehensweise rechtzeitig mit dem Kreisaus-
schuss abstimmen. 

 
Dieser Regelung hat der Kreistag bei den letzten Fortschreibungen des Programms zuge-
stimmt. Sie hat sich bewährt, weil hierdurch zusätzliche Haushaltsmittel sach- und bedarfsge-
recht im Kreisstraßenbau verwandt werden konnten. Die Umsetzung nachfolgender Maßnah-
men konnte so in den letzten Jahren finanziert werden: 

 
 K 03 – Beseitigung einer Rutschung bei der "Binsenmühle" (Ausbau in 2003) 
 K 14 – Ausbau Kreuzungsbereich L 16 /K 14 in Gillenfeld (Ausbau in 2003) 
 K 14 – Ausbau OD Oberwinkel ("Gemeinschaftsmaßnahme" - Ausbau in 2003) 
 K 16 – Ausbau Kreuzungsbereich L 66/K 16 bei Steiningen (Ausbau in 2003) 
 K 19 – freie Strecke B  421/ OD Ellscheid (Ausbau in 2002) 
 K 20 – freie Strecke OD Ellscheid bis K 14 (Ausbau in 2002) 
 K 54 – freie Strecke Lissendorf - Gönnersdorf (Ausbau in 2003) 
 K 75 – freie Strecke Birgel - Wiesbaum (Ausbau in 2003) 
 K 33 – freie Strecke Kalenborn - Roth (Ausbau in 2003) 
 K 67 – freie Strecke Esch – Landesgrenze NRW (Ausbau in 2005) 
 K 29 – freie Strecke L 29 – Michelbach (Ausbau in 2005) 
 K 22 – freie Strecke L 67 – Katzwinkel (Ausbau in 2005) 
 K 45 – freie Strecke L 91 – Utzerath (Ausbau in 2005) 
 K 21 – freie Strecke L 66 – Demerath (Ausbau in 2005) 
 K 47 – freie Strecke L 10 bei Oberbettingen bis B Kreuzung B 421/K 47 (2007) 
 K 01 – freie Strecke B 257 – „Rackenbach“ (Ausbau in 2007) 
 K 02 – freie Strecke Ortslage Meisburg – „Rascheid“ (Ausbau in 2007) 
 K 27 – freie Strecke Strohn – „Sprink“ (Ausbau in 2009) 
 K 30 – freie Strecke Büscheich – Niedereich (Ausbau in 2009) 
 K 39 – freie Strecke Beinhausen – Boxberg (Ausbau in 2009) 
 K 06 – freie Strecke L 16 bei Deudesfeld – Kreisgrenze WIL (Ausbau in 2010) 
 K 85 – freie Strecke Nohn – Kreisgrenze LK Ahrweiler (Ausbau in 2011) 
 K 80 – freie Strecke OD Scheid – B 421 (Ausbau in 2012) 
 K 80 – freie Strecke B 421 – Kehr (Ausbau in 2012) 

 
 
4. Zeitliche Verschiebung von Maßnahmen: 

Aus verschiedenen Gründen, die nachfolgend genannten werden, wurde eine zeitliche Ver-
schiebung von Maßnahmen erforderlich. 
 
4.1. Verschiebung wegen fehlender Straßenplanung, fehlendem Grunderwerb bzw. 

fehlendem Baurecht und sonstige Gründe 
• K 36 – Ausbau OD Kirchweiler (fehlendes Baurecht) 
• K 59 – Ausbau OD Niederehe (fehlende Straßenplanung) 
• K 29 – Ausbau Michelbach – Birresborn (fehlendes Baurecht) 
• K 84 – Ausbau bei Oos (Landesmaßnahme wurde verschoben) 

 
Durch diese zeitliche Verschiebung der Realsierung solcher Maßnahmen werden auch die 
nachfolgenden Jahre berührt, so dass sich im Programm eine generelle Verschiebung er-
gibt. 
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4.2. K 87 – freie Strecke Kelberg-Rothenbach bis Kreisgrenze Landkreis AW 
Der für das Jahr 2014 im Programm vorgesehene Ausbau erfährt bei der Fortschreibung 
eine Verschiebung ins Jahr 2018, weil der auszubauende Streckenabschnitt vom 
Straßenunterhaltungspersonal nochmals aufwendig saniert wurde . Die Verschiebung ist 
sachlich vertretbar. 
 

4.3. K 84 – Erneuerung Bachbrücke und DB-Brücken bei Oos 
 

 
5. Nichtaufnahme angemeldeter Maßnahmen: 

 
Wie bereits eingangs ausgeführt ist für die Aufnahme von Straßenbaumaßnahmen in erster 
Linie der Zustand der Straße ausschlaggebend. Hieraus resultiert, dass das Straßenbaupro-
gramm ständig zu überprüfen und zu ergänzen ist, was bedeutet, dass die Aufnahme neu 
angemeldeter Maßnahmen im Einzelfall nicht erfolgen kann. Es ist hierbei zu erkennen, dass 
das Straßenbauprogramm des Kreises sehr flexibel gestaltbar sein muss, um so den jewei-
ligen Gegebenheiten Rechnung tragen zu können. 
 
Hierbei ist anzumerken, dass kleinere Fahrbahnschäden durch die Straßenmeistereien be-
hoben werden können, so dass kurz- und mittelfristig ein Ausbaubedarf vermieden werden 
kann. Hierfür stehen entsprechende Mittel im Unterhaltungsbereich in ausreichender Höhe zur 
Verfügung.  
 

Nach Auffassung der Verwaltung und des LBM ist eine Aufnahme u. a. nachfolgender Maß-
nahmen ins Straßenbauprogramm zur Zeit nicht vertretbar, weil die Straßen noch einen ver-
tretbaren und vor allen Dingen einen verkehrssicheren Unterhaltungszustand aufweisen, über 
Entwässerungseinrichtungen und gemeindliche Gehwege verfügen und/oder das Verkehrs-
aufkommen gering ist: 

 
 K 14 – OD Gillenfeld 
 K 16 – OD Mehren 
 K 25 – OD Gillenfeld 
 K 53 – OD Basberg 
 K 54 – OD Lissendorf („Oberbettinger Straße“) 
 K 58 – OD Berndorf 
 K 64 – OD Kerschenbach 
 K 67 – OD Stadtkyll („Wirftstraße“) 
 K 69 – OD Flesten 
 K 71 – OD Gönnersdorf (Richtung Kylltal) 
 K 74 – OD Kerpen 
 K 94 – OD Kötterichen 
 K 94 – OD Kaperich 
 K 96 – OD Uersfeld 

 
Über die Aufnahme dieser Maßnahme wäre dann bei einer der nächsten Fortschreibung des Pro- 
gramms zu beraten und zu entscheiden. 

 
Erwähnen möchten wir noch, dass die in der Anlage 1 (Programmentwurf) aufgeführten Beträge 
Gesamtbeträge darstellen, die die Grundlage für eine haushaltsmäßige Veranschlagung der Maß-
nahmen bilden. Die tatsächliche Veranschlagung erfolgt dann jedoch in Teilbeträgen in mehreren 
Haushaltsjahren, wobei sich die Höhe der Teilbeträge am Baubeginn, dem Ausschreibungsergeb-
nis, dem Finanzbedarf sowie dem Baufortschritt orientieren. Die Höhe der jeweiligen Veranschla- 
gung in den jeweiligen Haushaltsjahren orientiert sich an einem jährlichen Kreisnettobetrag, der 
zwischen 750.000 – 800.000 € liegt. 
 
Ganz wichtig ist schließlich noch, dass sämtliche im Programm enthaltenen Maßnahmen unter 
dem Vorbehalt stehen, dass  
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a) die für die Maßnahme erforderliche Straßenplanung sowie das erforderliche Baurecht 

vorliegt  u n d 
b) die Finanzierung der Maßnahme durch eine Veranschlagung im Kreishaushalt einerseits 

u n d 
c) der Bewilligung der Landesmittel andererseits gesichert ist. 
 
 
 
 
Die Verwaltung möchte an dieser Stelle auf die Förderung von solchen Kreisstraßen auf-
merksam machen, die offenkundig falsch eingestuft sind und die folglich zur Abstufung 
anstehen: 
 
Der LBM hat mit Schreiben vom 05.08.2004 mitgeteilt, dass in Abstimmung mit dem Ministerium 
und dem Landesrechnungshof Rheinland-Pfalz ein Ausbau von Ortslagen im Zuge von abzustu-
fenden Kreisstraßen letztmalig mit finanzieller Unterstützung des Landes (Förderung) möglich ist, 
sofern der technische Erhaltungszustand der Straße so ungenügend ist, dass eine Ausgleichszah-
lung für unterlassene Unterhaltung nach einer sachgerechten Abwägung nicht möglich ist. Hierbei 
sind 2 Fallgruppen zu unterscheiden: 
 
Fallgruppe A 
= Ausbau der Ortslage  o h n e  eine wesentliche Veränderung am Bestand der Fahrbahn 
 
Hier erfolgt die Erneuerung der Fahrbahn durch den Baulastträger Kreis als Bestandsausbau ohne 
eine weitergehende verkehrstechnische Verbesserung – d. h. Ausbau 

• in der vorhandenen Breite, 
• mit der Erneuerung der Trag- und Deckschicht, einschl. Entsorgung pechhaltigem Material, 
• evtl. Beseitigung frostgefährdeter Stellen 
• sowie u. U. mit einer Erneuerung der Entwässerungseinrichtungen (Rinne bzw. Mulde). 
• Die vorhandenen Gehwege und Nebenflächen sind nicht ausbaubedürftig. 

 
 
Fallgruppe B 
= verbesserter Ausbau der Ortslage  m i t  Veränderung am Bestand der Fahrbahn 
 
Die Erneuerung der Fahrbahn erfolgt durch den zukünftigen Baulastträger Gemeinde gemäß der 
zu erwartenden Verkehrsbedeutung mit bau- und verkehrstechnischen Verbesserungen – d. h.  

• Ermittlung der Kosten für einen fiktiven Bestandsausbau der „Noch“-Kreisstraße auf der 
Basis der Fallgruppe A (Zusammenfassung der Leistungen zu einer Pauschalsumme). 

• Planung, Ausschreibung und Bauabwicklung sind von der Gemeinde zu übernehmen. 
• Die Förderung des gemeindlichen Anteils ergibt sich abzüglich des fiktiven Kreisanteils 

unter Berücksichtigung entsprechender Anliegerbeiträge. 
• Die Auszahlung der Kreisbeteiligung erfolgt im Anschluss des Abstufungsverfahrens durch 

die Gemeinde. 
 
Wichtig bei der Fallgruppe B ist es, dass die Ortsgemeinde den Ausbau in eigener Träger-
schaft durchführt und auch die Planung der Maßnahme zu betreiben hat. Der LBM Gerol-
stein teilte in diesem Zusammenhang mit (Schreiben vom 15.01.2013), dass von ihm nur 
noch Kreisstraßen geplant werden, die künftig nicht von einer Abstufung/Einziehung 
betroffen sind. 
 
 
Zur Regelung der gegenseitigen Verpflichtungen ist grundsätzlich in beiden Fällen frühzeitig (d. h. 
spätestens vor der Stellung des Förderanträge) eine detaillierte Ausbau-, Finanzierungs- und 
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Abstufungsvereinbarung zwischen den beteiligten Baulastträgern (Kreis und Ortsgemeinde) zu 
schließen. In dieser Vereinbarung ist insbesondere nachvollziehbar darzulegen 

• welche Form des Ausbaues vorliegt (Fallgruppe A oder B) und 
• was gemacht werden soll (kurze Baubeschreigung). 
• Daneben sind in der Vereinbarung auch die erforderlichen Abstufungsregelungen verbind-

lich zu fixieren. 
 
 
Im Entwurf des Bauprogramms sind etliche Kreisstraßen zum Ausbau vorgesehen, die offenkun-
dig als Kreisstraße falsch eingestuft sind und wo eine Abstufung gemäß den Bestimmungen des 
LStrG erforderlich wird. Diese Straßen sind im Entwurf in der letzten Spalte mit einem „x“ gekenn-
zeichnet. 
 
 
 
Schließlich wird noch auf § 18 Abs. 2 des Landesfinanzausgleichsgesetzes (LFAG) hingewiesen. 
Hiernach dürfen Zuweisungen für Investitionen nur gewährt werden, sofern die kommunale Geb-
bietskörperschaft in der Lage ist, den Eigenanteil an den Investitionskosten sowie die Folgekosten 
der Investition ohne Gefahr für ihre dauernde Leistungsfähigkeit aufzubringen. Von diesen Vor-
aussetzungen kann, bezogen auf den Kreisstraßenbau ausnahmsweise abgesehen werden, 
wenn die öffentliche Sicherheit die Investition dringend erfordert oder wenn das für die 
Finanzzuweisung jeweils zuständige Ministerium im  E i n v e r n e h m e n  mit dem fach-
lich zuständigen Ministerium und dem für den Landeshaushalt zuständigen Ministerium aus 
dringenden Gründen des Gemeinwohls die Investition für notwendig und unabweisbar 
erklärt hat. Diese Prüfung erfolgt im Bewilligungsverfahren der Landesmittel.  
 
Hierbei ist anzumerken, dass bei Straßen, die in der Zustandsbewertung die Zustandsnote 4,50 
und schlechter erhalten haben, eine Unabweisbarkeit unterstellt wird. 
 
 
 
Der Kreisausschuss hat am 18.03.2013 beschlossen, die für 2014 vorgesehenen Kreisstraßen-
baumaßnahmen zu bereisen. 
Diese Bereisung fand am Montag, 15.04.2013, statt.  
 
Durch einstimmigen Beschluss des Kreisausschuss vom 29.04.2013 empfiehlt dieser dem 
Kreistag die Annahme des Kreisstraßenbauprogramms in der vorliegenden Fassung. 
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Entwurf - Straßenbauprogramm Landkreis Vulkaneifel für die Jahre  2014  -  2018 - Stand: 04.03.2013
B a u k o s t e n F i n a n z i e r u n g Verkehrsaufkomemn

Lfd.- Bezeichnung der Kreisstraße und Beschreibung (einschl. Grund- Zählung aus 2005
Nr. der Baumaßnahme erwerb und Ver- Ablöse Gemeinde- Landeszuweisung Nettoan- gesamt SV-Anteil

messung) VG-Werke anteil teil Kreis in %
€ € € % € €

Maßnahmen 2014:
1. Gemeinschaftsmaßnahme Kanal-/Straßenbau

K 36 OD Kirchweiler 650.000 35.000 15.000 75 450.000 150.000 800 13 4,5 - 5
2. K 16 freie Strecke Mehren - Steiningen (mit Brückenbauwerk) 900.000 0 0 75 675.000 225.000 496 12 4,5 - 5
3. K 23/K 24 freie Strecke B 421 - Immerath und Immerath - L 16 1.100.000 0 0 70 770.000 330.000 320 13 4,5 - 5 teilweise
4. K 34 OD Gerolstein und freie Stecke 650.000 20.000 10.000 75 465.000 155.000 467 2 4,5 - 5 x
5. K 59 OD Niederehe ("Nohner Straße") 1.350.000 0 25.000 70 927.500 397.500 950 5 5
6. K 88 OD Kelberg-Köttelbach (B 410 bis Zufahrt Straßenmeisterei) 200.000 0 0 70 140.000 60.000 kein Zählergebnis 4,5 - 5 x
7. K 94 OD Höchstberg (einschl. freie Stecken Bahnhof und Kreisgrenze) 2.500.000 10.000 30.000 75 1.845.000 615.000 1.204 7 4,5

Summen 2014 7.350.000 65.000 80.000 5.272.500 1.932.500
Maßnahmen 2015:

8. K 29 freie Strecke Michelbach - Birresborn 1.100.000 0 0 70 770.000 330.000 241 7 4,5 - 5
9. K 59 OD Brück 800.000 10.000 20.000 70 539.000 231.000 300 11 4,5 - 5

10. K 63 Kreuzung B 421 und Teilbereich OD Zilsdorf 85.000 0 0 70 59.500 25.500 894 2 4,5 - 5
11. K 65 OD Brück 1.000.000 5.000 25.000 70 679.000 291.000 832 9 4,5 - 5
12. K 65 freie Strecke Brück - Dreis 600.000 0 0 70 420.000 180.000 832 9 4,5 - 5
13. K 65 freie Strecke Brück - Bongard 1.050.000 0 0 70 735.000 315.000 832 9 4,5 - 5
14. K 65 OD Dreis 410.000 5.000 15.000 70 273.000 117.000 832 9 4,5 - 5
15. K 65 Erneuerung Bachdurchlass bei Bongard (BW-Nr. 5706581) 250.000 0 0 80 200.000 50.000 130 31 --
16. K 84 freie Strecke bei Oos (mit Ausbau L 10 Büdesheim-Scheuern) 150.000 0 0 70 105.000 45.000 290 14 4,5 - 5

Summen 2015 5.445.000 20.000 60.000 3.780.500 1.584.500
Maßnahmen 2016:

17. Gemeinschaftsmaßnahme Kanal-/Straßenbau
K 27 OD Mückeln 370.000 35.000 10.000 80 260.000 65.000 kein Zählergebnis 4,5 - 5 x
K 38 OD Kradenbach 150.000 15.000 5.000 80 104.000 26.000 389 20 4,5 - 5 x
K 74 OD Niederehe ("Loogher Straße") 350.000 30.000 10.000 80 248.000 62.000 kein Zählergebnis 4,5 - 5
K 83 OD Hallschlag ("Scheider Straße") 500.000 30.000 20.000 75 337.500 112.500 kein Zählergebnis 4,5 - 5

18. K 32 OD Gerolstein ("Lissinger Straße") 1.100.000 0 25.000 70 752.500 322.500 2.800 5 4 - 4,5 x
19. K 32 freie Strecke Lissingen - Gerolstein 250.000 0 0 70 175.000 75.000 2.800 5 4 - 4,5 x
20. K 38 freie Strecke L 46 - Kradenbach 200.000 0 0 70 140.000 60.000 389 20 4,5 - 5
21. K 40 freie Strecke Sarmersbach - L 46 bei Neichen 850.000 0 0 70 595.000 255.000 250 12 4,5 - 5 teilweise
22. K 77 freie Strecke Birresborn - Salm (mit Teilbereich OD Birresborn) 1.000.000 0 0 70 700.000 300.000 126 8 4,5 - 5 x
23. K 89 - Welcherath-Meuspath (mit Erneuerung Durchlassbauwerk) 800.000 0 0 75 600.000 200.000 80 2 4,5 - 5 x

Straßenzu- 

stand auf 

Grundlage 

ZEB 2011

Einstufung als 

Kreisstraße 

prüfen
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B a u k o s t e n F i n a n z i e r u n g Verkehrsaufkomemn

Lfd.- Bezeichnung der Kreisstraße und Beschreibung (einschl. Grund- Zählung aus 2005
Nr. der Baumaßnahme erwerb und Ver- Ablöse Gemeinde- Landeszuweisung Nettoan- gesamt SV-Anteil

messung) VG-Werke anteil teil Kreis in %
€ € € % € €

Straßenzu- 

stand auf 

Grundlage 

ZEB 2011

Einstufung als 

Kreisstraße 

prüfen

Summen 2016 5.570.000 110.000 70.000 3.912.000 1.478.000

Maßnahmen 2017:
24. K 54 OD Lissendorf ("Kirchstraße") 350.000 20.000 10.000 70 224.000 96.000 kein Zählergebnis 4,5 - 5
25. K 54 OD Gönnersdorf ("Hauptstraße/Lissendorfer Straße") 550.000 0 25.000 70 367.500 157.500 560 7 4,5 - 5
26. K 69/K 74 OD Üxheim-Leudersdorf 1.000.000 15.000 15.000 70 679.000 291.000 567 14 4,5 - 5
27. K 69 freie Strecke Nollenbach-Leudersdorf 632.000 0 0 70 442.400 189.600 567 14 4,5 - 5
28. K 69 OD Feusdorf (Richtung Wiesbaum) 360.000 0 30.000 70 231.000 99.000 622 19 4,5 - 5
29. K 70 OD Feusdorf (Richtung Jünkerath) 760.000 0 20.000 70 518.000 222.000 2.094 10 4,5 - 5
30. K 81 freie Strecke Kreuzung K 80/K 81 - Ortslage Hallschlag 900.000 0 0 70 630.000 270.000 300 20 4,5 - 5 x
31. K 86 freie Strecke OD Borler - L 70 500.000 0 0 70 350.000 150.000 200 5 4,5 - 5

Summen 2017 5.052.000 35.000 100.000 3.441.900 1.475.100

Maßnahmen 2018:
32. K 33 freie Strecke L 10 bei Scheuern - Duppach (mit OD Duppach) 750.000 0 0 70 525.000 225.000 264 8 4,5 - 5
33. K 48 OD Gerolstein-Müllenborn 450.000 0 15.000 70 304.500 130.500 238 10 4,5 - 5 x
34. K 48 freie Strecke Müllenborn - Roth 450.000 0 0 70 315.000 135.000 238 10 4,5 - 5 x
35. K 84 Bachbrücke bei Oos 375.000 0 0 80 300.000 75.000 290 14 -- x
36. K 84 DB-Brücke bei Oos 375.000 0 0 80 300.000 75.000 290 14 -- x
37. K 87 freie Strecke Kelberg-Rothenbach - Kreisgrenze AW 500.000 10.000 5.000 70 339.500 145.500 492 8 4,5 - 5
38. K 95 OD Höchstberg 800.000 50.000 20.000 75 547.500 182.500 220 1 4,5 - 5

Summen 2018 3.700.000 60.000 40.000 2.631.500 968.500



 

Kreisverwaltung Vulkaneifel Beschlussvorlage 
  

Abteilung: Zentrales, Finanzen und Kultur - öffentlich - 
 

  

 Datum Drucksachen Nr. (gg. Nachtragsvermerk) 

 25.03.2013 II/878 

 
 Beratungsergebnis 

Beratungsfolge Termin TOP Bemerkungen 

Kreisausschuss 29.04.2013 3. Ohne Abstimmung 

Kreistag 17.06.2013 7.  

 
Betreff: 

Wahl von ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern für das Oberverwaltungsgericht Rheinland-
Pfalz 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Kreistag beschließt: 
 
1. Gem. § 33 Abs. 5 LKO die anstehende Wahl in offener Abstimmung durchzuführen. 
2. Als ehrenamtliche Richterinnen und Richter für das Oberverwaltungsgericht  
    Rheinland-Pfalz in Koblenz  
 
(Name der vom Gremium vorgeschlagenen Person) 
 
vorzuschlagen. 
 
 
Sachdarstellung: 

Die Amtszeit der für die Zeit ab dem 01. Januar 2009 gewählten ehrenamtlichen Richterinnen und 
Richter des Oberverwaltungsgerichtes Rheinland-Pfalz endet am 31. Dezember 2013.  
Jeder Landkreis und jede kreisfreie Stadt sollen eine Vorschlagsliste für ehrenamtliche 
Richterinnen und Richter aufstellen und dem Präsidenten des Oberverwaltungsgerichtes 
Rheinland-Pfalz in Koblenz zuleiten.  
 
Der Landkreis Vulkaneifel hat eine Persönlichkeit für die Amtsperiode vom 01.01.2014 bis 
31.12.2018 vorzuschlagen. 
 
Bei der Auswahl der in die Vorschlagsliste aufzunehmenden Personen sind die §§ 20 – 23 sowie  
§ 28 VwGO zu beachten. 
Ehrenamtliche Richter/innen müssen Deutsche sein und sollen das 25. Lebensjahr vollendet und 
den Wohnsitz innerhalb des Gerichtsbezirks haben. 
Des weiteren dürfen diese weder Rechtsanwälte, Notare, Berufssoldaten, Soldaten auf Zeit, 
Richter, Landtagsabgeordnete, Beamte oder Beschäftigte im öffentlichen Dienst sein; 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes sind nur zugelassen, soweit sie im 
öffentlichen Dienst ehrenamtlich tätig sind.  
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Der Präsident des OVG hält es für wünschenswert, wenn bei den Wahlvorschlägen auch 
diejenigen Damen und Herren wieder Berücksichtigung finden würden, die in der jetzigen Amtszeit 
zu ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern gewählt worden sind und die sich in aller Regel in 
diesem Amt bewährt haben. 
 
Zuletzt wurde Frau Inge Köber aus Jünkerath vom Kreistag vorgeschlagen und vom 
Wahlausschuss des Oberverwaltungsgerichtes Rheinland-Pfalz zur ehrenamtlichen Richterin 
gewählt. 
 
Frau Köber hat jedoch zwischenzeitig die Regelaltersgrenze nach § 23 Abs. 6 VwGO (Vollendung 
des 67. Lebensjahres) überschritten, weshalb eine neue Persönlichkeit in die Vorschlagsliste zur 
Wahl der ehrenamtlichen Richterin bzw. des ehrenamtlichen Richters aufgenommen werden sollte. 
 
Der Beschluss des Kreistages hat mit mindestens 2/3 der anwesenden Mitglieder, mindestens 
jedoch mit der Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl zu erfolgen (§ 28 S. 4 VwGO).  
 
 
 
 



 

Kreisverwaltung Vulkaneifel Beschlussvorlage 
  

Abteilung: Zentrales, Finanzen und Kultur - öffentlich - 
 

  

 Datum Drucksachen Nr. (gg. Nachtragsvermerk) 

 03.05.2013 II/901 

 
 Beratungsergebnis 

Beratungsfolge Termin TOP Bemerkungen 

Kreisausschuss 03.06.2013 6.  

Kreistag 17.06.2013 8.  

 
Betreff: 

Wahl der Vertrauenspersonen für die Wahl der Schöffen und Jugendschöffen 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Kreistag beschließt, die anstehenden Wahl gem. § 33 (5) LKO offen und ohne Stimmzettel 
durchzuführen, und wählt 
 
1. für den Amtsgerichtsbezirk Daun 
   a) auf Vorschlag der CDU-Kreistagsfraktion 
       Herrn Hartwig Noth, Im Leyen 2, 54550 Daun 
       Herrn Josef Bach, Büdesheimer Str. 21, 54574 Birresborn 
       Frau Magdalena Winter, Am Sellbüsch 14, 54570 Pelm 
   b) auf Vorschlag der SPD-Kreistagsfraktion 
       Herrn Wilfried Jax, Brämelenweg 7, 56767 Uersfeld 
   c) auf Vorschlag der FDP-Kreistagsfraktion 
       Herrn Joachim Kretzer, Boverather Str. 27a, 54550 Daun 
   d) auf Vorschlag der FWG-Kreistagsfraktion   
       Herrn Christoph Bröhl, Antoniusweg 34, 54576 Hillesheim 
   e) auf Vorschlag der BUV-Kreistagsfraktion 
       N.N. 
 
 
2. für den Amtsgerichtsbezirk Prüm 
    a) auf Vorschlag der CDU-Kreistagsfraktion 
        Herrn Willi Heinzius, Distelweg 7, 54611 Scheid 
    b) auf Vorschlag der SPD-Kreistagsfraktion 
        Herrn Johannes Dreimüller, Römerwall 17, 54584 Jünkerath 
 
 
 
Sachdarstellung: 

Nach § 36 Abs. 1 S. 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) vom 9. Mai 1975 (BGBl.  S. 1077) 
in der z. Zt. gültigen Fassung und der Verwaltungsvorschrift (VV) „Wahl, Auslosung und 
Einberufung der Schöffinnen und Schöffen“ vom 29. November 2007 (JM 3221–4–4) – JBl. S. 400 
(MinBl. S. 711; Amtsblatt 2008 S. 20), zuletzt geändert durch VV des Ministeriums der Justiz und 
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für Verbraucherschutz, des Ministeriums des Innern, für Sport und Infrastruktur und des 
Ministeriums für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen vom 25. Februar 2013 (MJV 
3221-4-4) - MinBl. S. 134 - steht im Jahr 2013 wiederum die Wahl der Schöffen und 
Jugendschöffen an.  
 
Bei den zuständigen Amtsgerichten (für den Kreis Vulkaneifel: Amtsgericht Daun und Amtsgericht 
Prüm) tritt nach § 40 GVG bzw. § 35 Abs. 1 JGG in jedem Wahljahr ein Ausschuss zusammen, der 
(aus den Vorschlagslisten der Gemeinden bzw. des Jugendhilfeausschusses) die Schöffen und 
Jugendschöffen wählt.  
Dieser Ausschuss besteht aus dem zuständigen Richter beim Amtsgericht als Vorsitzenden, dem 
Landrat des Landkreises (er kann sich durch einen Beamten, der die Befähigung zum höheren 
Verwaltungsdienst haben muss, vertreten lassen), und sieben Vertrauenspersonen als Beisitzer, 
die im Amtsgerichtsbezirk wohnen müssen.  
 
Die Vertrauenspersonen, die dem beim Amtsgericht zu bildenden Ausschuss angehören, sind vom 
Kreistag bis zum 30.06. eines Wahljahres, für das Wahljahr 2013 also bis zum  
 

30.06.2013 
 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder, mindestens jedoch mit der Hälfte 
der gesetzlichen Mitgliederzahl zu wählen (§ 40 Abs. 3 GVG).  
 
 
Nach der vg. VV und deren Anlage 1 sind in den für den Amtsgerichtsbezirk  Daun zu bildenden 
Wahlausschuss 7 Vertrauenspersonen und in den für den Amtsgerichtsbezirk Prüm zu bildenden 
Wahlausschuss 2 Vertrauenspersonen vom Kreistag des Landkreises Vulkaneifel (also insgesamt 
9 Vertrauenspersonen) zu wählen.  
Die Wahl von nur 2 Vertrauenspersonen für den Wahlausschuss beim Amtsgericht Prüm ergibt 
sich dadurch, dass der Amtsgerichtsbezirk Prüm mehrere Landkreise (Eifelkreis Bitburg-Prüm und 
Landkreis Vulkaneifel, VG Obere Kyll) tangiert.  
 
Für den Amtsgerichtsbezirk Daun waren 2008 folgende Personen als Vertrauenspersonen vom 
Kreistag gewählt worden: 
 
1. Hartwig Noth, Im Leyen 2, 54550 Daun 
2. Joseph Bach, Büdesheimer Str. 21, 54574 Birresborn 
3. Magdalena Winter, Am Sellbüsch 14, 54570 Pelm 
4. Kathi Mauren, Finkenweg 1, 53539 Kelberg 
5. Heinrich Ingenerf, Fohnhof 2, 54579 Üxheim-Niederehe 
6. Wilfried Jax, Brämelenweg 7, 56767 Uersfeld 
7. Joachim Kretzer, Boverather Str. 27a, 54550 Daun 
 
Für den Amtsgerichtsbezirk Prüm wurden 2008 folgende Vertrauenspersonen vom Kreistag 
gewählt: 
 
1. Margareta Terporten, Neustr. 50, 54584 Feusdorf 
2. Hermann Leisen, Schwalbenhof 1, 54611 Scheid 
 
Bei der Wahl der Vertrauenspersonen handelt es sich um eine Wahl im Sinne von § 33 LKO mit 
den weiteren Folgen, dass das Stimmrecht des Vorsitzenden, der nicht gewähltes Ratsmitglied ist, 
ruht (§ 29 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 LKO) und Ausschließungsgründe keine Anwendung finden (§ 16 
Abs. 3 LKO).  
 
Weiter kann der Kreistag gemäß § 33 Abs. 5 Halbsatz 2 LKO mit der Mehrheit der anwesenden 
Ratsmitglieder beschließen, die Wahl im Wege der offenen Abstimmung durchzuführen.  
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Kreisverwaltung Vulkaneifel Beschlussvorlage 
  

Abteilung: Zentrales, Finanzen und Kultur - öffentlich - 
 

  

 Datum Drucksachen Nr. (gg. Nachtragsvermerk) 

 21.05.2013 II/911 

 
 Beratungsergebnis 

Beratungsfolge Termin TOP Bemerkungen 

Kreisausschuss 03.06.2013 4.  

Kreistag 17.06.2013 9.  

 
Betreff: 

Berufung der Besuchskommission nach § 29 Abs. 1 Landesgesetz für psychisch kranke Personen 
(PsychKG) für die nächsten fünf Jahre 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Kreistag beruft die Besuchskommission nach § 29 Abs. 1 PsychKG entsprechend dem 
beigefügten Vorschlag der Verwaltung für die nächsten 5 Jahre: 
 
Herr Alois Meyer, Igelweg 6, 54550 Daun, als Vertreter nach örtlicher Gegebenheit 
Frau Sabine Ringleb, Lehmflur 3, 54552 Schönbach, als Vertreterin der Angehörigen 
Herr Dr. Volker Schneiders, Dezernent Geschäftsbereich IV, Leiter Gesundheitsamt  
der KV Vulkaneifel, als Vertreter des Psychiatriebeirates und der KV 
Herr Hans Schrot, Richter am Amtsgericht Daun, als Vertreter mit der Befähigung zum Richteramt 
Frau Gudrun Werner, Betreuungsverein SKFM, Michel-Reineke-Str. 10, 54550 Daun, 
als Vertreterin der gesetzlichen Betreuer 
Herr Arnold Wieczorek, Chefarzt Kliniken Daun, als Vertreter der Fachärzte für Psychiatrie 
 
 
Sachdarstellung: 

Nach § 29 PsychKG soll der Kreistag eines Landkreises, in dem sich eine psychiatrische 
Einrichtung befindet, eine Besuchskommission berufen. Diese Kommission wird für 5 Jahre 
berufen. Ihre Aufgabe ist es, zu überprüfen, ob die Rechte der untergebrachten Personen gewahrt 
werden. Die Berichte der Kommission werden in regelmäßigen Abständen dem Kreistag vorgelegt. 
 
Der Kreistag hat mit Beschluss vom 08.12.2008 die Besuchskommission zuletzt berufen mit 
nachstehenden Mitgliedern (entsprechend der Empfehlungen für eine unabhängige Be-
suchskommission des Landespsychiatriebeirates vom 18.09.1996 für eine personelle Zu-
sammensetzung):  
 
Herr Alois Meyer, Igelweg 6, 54550 Daun, als Vertreter nach örtlicher Gegebenheit 
Frau Sabine Ringleb, Lehmflur 3, 54552 Schönbach, als Vertreterin der Angehörigen 
Herr Dr. Volker Schneiders, Dezernent Geschäftsbereich IV, Leiter Gesundheitsamt  
der KV Vulkaneifel, als Vertreter des Psychiatriebeirates und der KV 
Herr Berthold Schmitz, Leiter Geschäftsbereich II der KV Vulkaneifel, als Vertreter mit der 
Befähigung zum Richteramt 
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Frau Gudrun Werner, Betreuungsverein SKFM, Michel-Reineke-Str. 10, 54550 Daun, 
als Vertreterin der gesetzlichen Betreuer  
Herr Arnold Wieczorek, Chefarzt Kliniken Daun, als Vertreter der Fachärzte für Psychiatrie 
 
Nach Ablauf von 5 Jahren ist nunmehr die Besuchskommission auf weitere 5 Jahre erneut zu 
berufen. 
Von den genannten Personen steht Herr Berthold Schmitz aus nachvollziehbaren Gründen bei 
Wechseln des Arbeitsplatzes zur Kreisverwaltung Mayen-Koblenz nach Koblenz mit räumlicher 
Distanz künftig nicht mehr als Mitglied der Besuchskommission zur Verfügung. 
 
Die Verwaltung schlägt vor, anstelle von Herrn Berthold Schmitz als Mitglied der 
Besuchskommission neu zu berufen: Herrn Hans Schrot, Richter am Amtsgericht Daun, 
Befähigung zum Richteramt. 
 
Herr Schrot ist nach Überzeugung der Verwaltung als tätiger Richter am Amtsgericht Daun gerade 
auch auf Grund seiner Tätigkeit als Richter in Unterbringungsverfahren mit richterlichen 
Beschlüssen für die Unterbringungsbehörde der KV für die Besuchskommission besonders 
geeignet. 
 
Die übrigen Mitglieder stehen weiter zur Verfügung, so dass die Verwaltung darüber hinaus keine 
Änderungen vorschlägt. 
 
Der Kreisausschuss hat in seiner Sitzung am 03.06.2013 eine entsprechend einstimmige 
Empfehlung an den Kreistag ausgesprochen. 
 
 
 
 



 

Kreisverwaltung Vulkaneifel Beschlussvorlage 
  

Abteilung: Zentrales, Finanzen und Kultur - öffentlich - 
 

  

 Datum Drucksachen Nr. (gg. Nachtragsvermerk) 

 03.05.2013 II/902 

 
 Beratungsergebnis 

Beratungsfolge Termin TOP Bemerkungen 

Kreisausschuss 03.06.2013 3.  

Kreistag 17.06.2013 10.  

 
Betreff: 

Aufgabenübertragung an den leitenden staatlichen Beamten gem. § 56 Abs. 1, Satz 4 LKO 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Kreistag stimmt der Aufgabenübertragung (Zuständigkeit für die Abteilungen Jugend, Soziales 
und JobCenter) an den leitenden staatlichen Beamten gem. § 56 Abs. 1, Satz 4 LKO zu. 
 
Sachdarstellung: 

Für die Erledigung der Aufgaben der Kreisverwaltung als untere Behörde der allgemeinen 
Landesverwaltung bestellt das fachlich zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem Landrat 
einen staatlichen Beamten des höheren Dienstes. Nach Versetzung von Herrn Regierungsdirektor 
Berthold Schmitz zur Kreisverwaltung Mayen-Koblenz zum 15.02.2013 wurde Herr Regierungsrat 
Philip Schützeberg zum leitenden staatlichen Beamten der Kreisverwaltung Vulkaneifel bestellt.  
 
Der Landrat überträgt dem leitenden staatlichen Beamten zugleich einen Geschäftsbereich zur 
Leitung; zum Geschäftsbereich des leitenden staatlichen Beamten sollen insbesondere Aufgaben 
der Kreisverwaltung als untere Behörde der allgemeinen Landesverwaltung nach § 55 Abs. 2 der 
Landkreisordnung gehören. Der Landrat kann dem leitenden staatlichen Beamten auch Aufgaben 
des Landkreises übertragen; die Übertragung bedarf in diesem Falle der Zustimmung des 
Kreistags. 
 
Im Rahmen der Nachfolgebesetzung beabsichtigt Herr Landrat Thiel, derzeit keine 
Organisationsänderung vorzunehmen und dem leitenden staatlichen Beamten, wie bisher neben 
der Zuständigkeit für die Abteilung 1, Kommunales und Recht auch die Zuständigkeit für die 
Abteilungen Jugend, Soziales und JobCenter zu übertragen.  
Herr Schützeberg nimmt diese Aufgaben seit seiner Ernennung vom 5. März 2013 bereits 
kommisarisch wahr.  
 
Der Kreisausschuss hat in seiner Sitzung am 03.06.2013 eine entsprechend einstimmige 
Empfehlung an den Kreistag ausgesprochen. 
 
 
 
 
 



 

Kreisverwaltung Vulkaneifel Beschlussvorlage 
  

Abteilung: Jugend - öffentlich - 
 

  

 Datum Drucksachen Nr. (gg. Nachtragsvermerk) 

 25.02.2013 II/865 

 
 Beratungsergebnis 

Beratungsfolge Termin TOP Bemerkungen 

Kreistag 04.03.2013 8. Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 

Kreistag 17.06.2013 11.  

 
Betreff: 

Antrag der CDU-Kreistagsfraktion zur Reduzierung der Kreiszuschüsse für Baumaßnahmen bei 
Kindertagesstätten 
 
Beschlussvorschlag: 

Die CDU-Kreistagsfraktion hat folgende Beschlussfassung zur Aufhebung des 
Kreistagsbeschlusses vom 07.11.2011 beantragt: 
 
„Der Kreistag beschließt, von der Reduzierung der Kreiszuschüsse für Baumaßnahmen bei 
Kindertagesstätten um 50 % rückwirkend Abstand zu nehmen. Die Änderungen in den Richtlinien 
zur Förderung der Einrichtungen und Maßnahmen der Jugendhilfe mit Wirkung für alle 
Maßnahmen mit Baubeginn ab 01.01.2012 und Anschaffungen, die ab dem 01.01.2012 getätigt 
wurden, werden rückgängig gemacht. Der Jugendhilfeausschuss wird die genannten Richtlinien in 
Ausführung dieses Beschlusses entsprechend abändern.“ 
 
Sachdarstellung: 

Mit Antrag vom 20.02.2013 beantragt die CDU-Fraktion, die Reduzierung der Kreiszuschüsse für 
die Baumaßnahmen bei Kindertagesstätten um 50% rückwirkend ab 01.01.2012 zurückzunehmen.  
 
In den Verhandlungen zum Kommunalen Entschuldungsfonds wurde die Reduzierung der 
Kreiszuschüsse für Baumaßnahmen bei Kindertagesstätten zunächst vorgesehen. Wie in dem 
Antrag der CDU-Fraktion zutreffend dargestellt, wurde die Reduzierung von der 
Kommunalaufsichtbehörde (ADD Trier) nicht als Konsolidierungsbeitrag im Sinne der Richtlinien 
zum Kommunalen Entschuldungsfonds anerkannt.  
 
Dennoch trägt diese Regelung auch außerhalb des Kommunalen Entschuldungsfonds erheblich 
zur Haushaltskonsolidierung bei. Nach den Berechnungen der Fachabteilung beträgt die 
Entlastung des Kreishaushaltes für die Jahre 2012 und 2013 rund 330.000 Euro.  
 
Die Zurücknahme der Reduzierung der Kreiszuschüsse würde den Kreishaushalt 2013 
somit um zusätzlich rund 330.000 Euro belasten.  
 
In der Haushaltsgenehmigung der ADD vom 19.02.2013, den Kreistagsmitgliedern in 
Mehrausfertigung vorliegend, wurde die äußerst angespannte Haushaltslage des Landkreises 
detailliert dargestellt, der Haushalt lässt keinen Spielraum für zusätzliche Ausgaben.  
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In der Genehmigung des Haushalts 2013 wird nochmals ausdrücklich darauf hingewiesen, dass im 
Hinblick auf das Merkmal der Unabweisbarkeit die Kommune keine andere Wahl haben darf, als 
die Ausgabe zu leisten. Weiter heißt es, dies gilt auch für die Aufgabenwahrnehmung von 
Pflichtausgaben. Bei der Erbringung von Leistungen gilt es, sich auf die Bereitstellung der 
erforderlichen Grundausstattung zu beschränken.  
 
Im Teilhaushalt 5 sind im Produkt 3650 im Haushaltsplan 2013 insgesamt nur 180.000 Euro für die 
betroffenen Kreiszuschüsse veranschlagt. Im Falle einer Beschlussfassung des CDU-Antrages 
müsste die haushaltsrechtliche Veranschlagung im Rahmen des 1. Nachtragshaushalts 2013 in 
der Gestalt erfolgen, dass die Kreditermächtigung entsprechend erhöht wird. Diese Erhöhung 
bedarf der kommunalaufsichtlichen Genehmigung durch die Aufsichts- und 
Dienstleistungsdirektion. Ob diese Genehmigung mit Blick auf die Haushaltssituation erteilt wird, 
ist aus Sicht der Verwaltung mehr als fraglich. 
 
Der Kreistag hat in seiner Sitzung vom 04.03.2013 die Vertagung des in Rede stehenden Antrages 
auf die Sitzung vom 17.06.2013 beschlossen. Hintergrund war der Rechtstreit zwischen dem 
Landkreis Vulkaneifel und der Ortsgemeinde Jünkerath, in dem die Ortsgemeinde Jünkerath die 
Verdoppelung der Kreiszuschüsse begehrt hat. 
 
Zwischenzeitlich hat das Verwaltungsgericht Trier (AZ: 2 K 972/12.TR) die Klage abgewiesen. 
Durch die Ortsgemeinde Jünkerath wurde angekündigt, eine Berufung vor dem 
Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz zu prüfen. Das noch nicht rechtskräftige Urteil ist als 
Anlage zur Kenntnisnahme beigefügt. 
 
Neben den in Rede stehenden Investitionskostenzuschüssen hat der Landkreis jährliche 
Personalkostenzuschüsse zu leisten. Aus der Anlage ist ersichtlich, dass der Landkreis im Jahr 
2011 über 5 Mio. € für die Finanzierung der Kindertagesstätten geleistet hat. 2008 lag dieser 
Zuschuss noch bei ca. 3 Mio. €. Aufgrund des Rechtsanspruches der Einjährigen auf Betreuung 
und dem damit verbundenen Ausbau sind weitere deutliche Steigerungen der 
Personalkostenzuschüsse in künftigen Jahren zu erwarten. 
 
 
 
 
 





























 

Kreisverwaltung Vulkaneifel Beschlussvorlage 
  

Abteilung: Abfallwirtschaft - öffentlich - 
 

  

 Datum Drucksachen Nr. (gg. Nachtragsvermerk) 

 07.05.2013 II/903 

 
 Beratungsergebnis 

Beratungsfolge Termin TOP Bemerkungen 

Kreistag 17.06.2013 12.  

 
Betreff: 

Änderung der Verbandsordnung des Zweckverbands Regionale Abfallwirtschaft (ZV RegAb) 
 
Beschlussvorschlag: 

Auf Empfehlung des Werkausschusses stimmt der Kreistag der 4. Änderung der Verbandsordnung 
des Zweckverbands Regionale Abfallwirtschaft zu. 
 
Sachdarstellung: 

In der Sitzung am 06.12.2012 hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Regionale 
Abfallwirtschaft (ZV RegAb) eine Änderung der Verbandsordnung des ZV RegAb beschlossen.  
 
Dieser Beschluss steht jedoch noch unter dem Vorbehalt einer Zustimmung durch die Gremien der 
einzelnen Verbandsmitglieder, also durch die Kreistage bzw. die Verbandsversammlung des 
Zweckverbandes A.R.T..  
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbands A.R.T. hat der Änderung der Verbandsordnung 
bereits zugestimmt. Ebenso haben die Kreistage des Landkreises Bernkastel-Wittlich und des 
Eifelkreises Bitburg-Prüm in den letzten Sitzungen am 22.04. bzw. 06.05.2013 der Änderung der 
Verbandsordnung zugestimmt. 
 
Für den Kreistag des Landkreises Vulkaneifel wird der Sachverhalt wie folgt dargestellt: 
 
 

I. 
 
Die beabsichtigte Änderung der Verbandsordnung war, wie eingangs bereits dargestellt wurde, am 
06.12.2012 Gegenstand der Beratungen in der Verbandsversammlung des Zweckverbands Reg 
Ab. Hierzu wurde der Verbandsversammlung zur Beschlussfassung eine Drucksache mit Anlagen 
zugeleitet, aus der im Detail ersichtlich ist, welche Überlegungen zu der beabsichtigten Änderung 
der Verbandsordnung geführt haben und wie die 4. Änderung der Verbandsordnung sich 
darstellen würde. Um Wiederholungen zu vermeiden und zur Begründung wird daher auf die als 
Anlage 1 beigefügte Drucksache verwiesen, auf deren Grundlage die Verbandsversammlung am 
06.12.2012, vorbehaltlich der Zustimmung durch die Gremien der einzelnen Verbandsmitglieder, 
die Änderung der Verbandsordnung beschlossen hat. 
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Da es sich um ein sehr komplexes Thema handelt, das auch nicht immer einfach und verständlich 
darzustellen ist, soll nachfolgend jedoch noch einmal auf die wesentlichsten Punkte in Kürze 
eingegangen werden: 
 
1. Ausgangssituation und Fragestellung 
 
Ausgangssituation war die Fragestellung, wie die einzelnen Verbandsmitglieder des ZV RegAb 
oder aber der ZV RegAb selbst für die in der Region tätigen privaten Entsorgungsunternehmen ein 
Angebot entwickeln können, mit dem eine höherwertige und ressourcenschonende Verwertung 
von Abfällen bei gleichzeitig beiderseitigem wirtschaftlichen Vorteil erreicht werden könnte. Vor 
dem Hintergrund der bestehenden gesetzlichen Regelungen kann es hierbei jedoch nur um die 
Annahme von gewerblichen Siedlungsabfällen gehen, die nicht dem Anschluss- und 
Benutzungszwang unterliegen und für die daher grundsätzlich keine Überlassungspflicht 
gegenüber dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger besteht. Auf diese Abfälle haben die 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger nämlich keinen Zugriff.  
 
2. Möglichkeiten 
 
Aufgrund der seit 01.09.2012 erheblich günstigeren Konditionen für die Entsorgung der Abfälle 
verfügt der Zweckverband über äußerst preisgünstige Verwertungskontingente. Daher ist es 
möglich, z. B. die Gebühren für die Direktanlieferung von Abfällen, die zum größten Teil aus dem 
gewerblichen Bereich herrühren, günstiger zu gestalten. Dies hat sich ja auch schon bei den 
Gebührenkalkulationen für die Jahre 2012 und 2013 in unserem Bereich gezeigt.  
 
Sofern jedoch diese Gebühren im Rahmen der hoheitlichen Aufgabenerledigung festgesetzt und 
erhoben werden, ist es nicht möglich, z. B. für Gewerbebetriebe eine Rechnung zu stellen, in der 
die Umsatzsteuer separat ausgewiesen wird.  
 
Wenn jedoch im Rahmen eines Betriebes gewerblicher Art (BgA) Abfälle angenommen werden, 
die zwar grundsätzlich keiner Überlassungspflicht unterliegen, die der Anlieferer aber dem 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zum Zwecke der Verwertung überlassen will, können 
diese Leistungen in Rechnung gestellt und mit einem separaten Umsatzsteuerausweis versehen 
werden. Hierdurch würde der anliefernde Gewerbebetrieb neben der ohnehin schon günstigen 
Gebühr zusätzlich durch die Möglichkeit des Vorsteuerabzuges auch noch in den Genuss einer 
Steuervergünstigung kommen. Auf Seiten des Zweckverbands RegAb könnten hierdurch 
zusätzliche Mengen aquiriert werden, die zum einen zu einer besseren Auslastung der Anlage 
Mertesdorf führen, und damit zum anderen Kostenvorteile bei der Behandlung der übrigen 
Siedlungsabfälle mit sich bringen könnten.  
 
Die Möglichkeiten, die untersucht wurden, ob jetzt der Zweckverband RegAb selbst oder jedes 
Verbandsmitglied mit den „Kunden“ einen Vertrag abschließt, haben zu dem Ergebnis geführt, 
dass das Vertragsmodell 2 (Kunde schließt einen Vertrag mit Verbandsmitglied) zum Tragen 
kommen sollte. 
 
3. Vor- und Nachteile 
 
Zusammengefasst kann bzgl. einer Gegenüberstellung der Vor- und Nachteile ausgeführt werden, 
dass die Vorteile sicherlich überwiegen. Im Einzelnen sind die Vor- und Nachteile jedoch auch 
noch einmal in der beigefügten Anlage 1 (Seite 1) dargestellt.  
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II. 
 
Änderung der Verbandsordnung 
 
Die Verbandsordnung müsste bei einem Vorgehen, wie es unter I. dargestellt wurde, geändert 
werden. Hierzu ist als Anlage 2 eine Gegenüberstellung beigefügt, aus der die relevanten 
Änderungen bzw. Ergänzungen gegenüber der bisherigen Fassung der Verbandsordnung 
ersichtlich sind.  
 
Als Anlage 3 wird daher der Entwurf einer 4. Änderung zur Änderung der Verbandsordnung des 
Zweckverbandes Regionale Abfallwirtschaft vom 17.12.2002 vorgelegt. 
 
 

III. 
 
Der Werkausschuss hat sich in seiner Sitzung am 18.03.2013 mit der Angelegenheit befasst und 
einstimmig beschlossen, dem Kreistag zu empfehlen, der Änderung der Verbandsordnung in der 
vorliegenden Form zuzustimmen. 
 
 
Der Kreistag wird daher gebeten, wie vorgeschlagen zu entscheiden.  
 
 
 
 
 
 



















 

Kreisverwaltung Vulkaneifel Mitteilungsvorlage 
  

Abteilung: Bauen, Umwelt und Schulen - öffentlich - 
 

  

 Datum Drucksachen Nr. (gg. Nachtragsvermerk) 

 21.05.2013 II/909 

 
 Beratungsergebnis 

Beratungsfolge Termin TOP Bemerkungen 

Kreistag 17.06.2013 13.1.1  

 
Betreff: 

Rohstoffabbau in der Vulkaneifel 
Antwort des Landesamtes für Geologie und Bergbau vom 26. 04. 2013 zum Beschluss des 
Kreistages vom 04.03.2013 
 
Der Kreistag hatte in der Sitzung am 04.03.2013 folgendes beschlossen: 
 
„Das Landesamt für Geologie und Bergbau (LGB) wird aufgefordert, bis zum Inkrafttreten des 
neuen Regionalplans (ROPneu) der Region Trier, der eine neue Festschreibung von 
Vorranggebieten zur Rohstoffsicherung beinhaltet, Genehmigungsverfahren, die von in der 
Resolution des Kreistags formulierten Grundsätzen abweichen, auszusetzen. 
Das Landesamt für Geologie und Bergbau (LGB) wird ferner dazu aufgefordert, dem Kreistag den 
Sachstand der aktuellen Genehmigungsverfahren mitzuteilen und zur Aufforderung des Kreistags 
Stellung zu beziehen.“  
 
Das Landesamt für Geologie und Bergbau teilt mit Schreiben vom 26.04.2013 zum 
Beschluss des Kreistages vom 04.03.2013 folgendes mit: 
 
„Das Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) ist nach § 142 
Bundesberggesetz (BBergG) i. V. m. § 1 der Landesverordnung über die Zuständigkeiten auf dem 
Gebiet des Bergrechts vom 12.12.2007 (GVBl. Nr. 17, Seite 322) für die Zulassung von 
Betriebsplänen nach §§ 51 ff. BBergG zuständig. 
 
Bei den nach § 51 ff. BBergG zu treffenden Entscheidungen handelt es sich um gebundene 
Entscheidungen. Dies hat zur Folge, dass bei Erfüllung aller Zulassungsbedingungen eine 
bergrechtliche Zulassung zu erfolgen hat. Eine Aussetzung der Verfahren aufgrund eines 
Beschlusses des Kreistages ist somit nicht rechtskonform. 
 
Das LGB beteiligt die Kreisverwaltung Vulkaneifel an den zu erfolgenden Zulassungen. Ich gehe 
daher davon aus, dass Sie als Verfahrensbeteiligte über die derzeit anstehenden Verfahren 
informiert sind. 
 
Unter Bezugnahme auf Ihre o.g. Resolution weise ich darauf hin, dass das LGB die 
rohstoffgeologische Fachplanung im Auftrag des MWKEL für die gesamte rheinland-pfälzische 
Landesfläche durchführt. Ich mache deshalb darauf aufmerksam, dass die Landesplanung in 
Rheinland-Pfalz hinsichtlich der Ausweisung von Rohstoffsicherungsflächen bisher keine 
bedarfsorientierte Planung kennt.  
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Das LGB hätte es grundsätzlich begrüßt, die Vorlage eines Entwurfes des Regionalen 
Raumordnungsplanes durch die Planungsgemeinschaft Region Trier abzuwarten. Ich bin davon 
überzeugt, dass sich viele Bedenken des Landkreises Vulkaneifel von selbst erledigt hätten.“ 
 
 
 
Die Verwaltung teilt zu der Stellungnahme des Landesamtes für Geologie und Bergbau 
folgendes mit: 
 
Die verwaltungsrechtliche Beurteilung des Landesamtes für Geologie und Bergbau ist zutreffend, 
d.h. wenn die bergrechtlichen Zulassungsbedingungen erfüllt sind, hat eine bergrechtliche 
Zulassung zu erfolgen. 
 
Die Kreisverwaltung wird bei den Zulassungsverfahren nach Bergrecht gemäß § 54 Abs. 2 BBergG 
beteiligt. Die Entscheidung über die Zulassung und Abwägung mit anderen, z.B. 
naturschutzfachlichen Aspekten, wird von dem Landesamt für Geologie und Bergbau unter 
Beteiligung der oberen Naturschutzbehörde getroffen. 
Derzeit sind nach Kenntnis der Verwaltung noch folgende Verfahren auf bergrechtliche Zulassung 
beim Landesamt für Geologie und Bergbau anhängig: 
- Lavasandtagebau „Oberstadtfeld 12“ Hauptbetriebsplan, Fa. Lava Scherer; 
- Lavasandtagebau „Schalkenmehren 7“ Hauptbetriebsplan, Fa. Lava – Umbach; 
- Lavasandtagebau „Bolsdorf“ 2. Ergänzung zum Hauptbetriebsplan, Fa. Dieter Stolz e.K., Inh. 
  Rene Stolz, 54576 Hillesheim; 
- Lavasandtagebau „Walsdorf 2“ Bergrechtliches Planfeststellungsverfahren für die Erweiterung,  
  Fa. Dieter Stolz e. K., Inhaber Rene Stolz, Dahlem-Baasem; 
 
Über diese Zulassungsverfahren ist noch nicht abschließend vom Landesamt für Geologie und 
Bergbau entschieden worden. 
 
Der Entwurf des Regionalen Raumordnungsplanes mit den Vorranggebieten und den 
Vorbehaltsgebieten für die Rohstoffsicherung liegt noch nicht vor. Nach derzeitigem 
Planungsstand wird der Entwurf des neuen Regionalen Raumordnungsplanes, auch bezüglich der 
Rohstoffvorranggebiete und Rohstoffvorbehaltsgebiete, voraussichtlich im Herbst 2013 von der 
Regionalvertretung für das Anhörungsverfahren freigegeben. 
Im Anhörverfahren nach § 6 Absätze 3 und 4 des Landesplanungsgesetzes kann jedermann und 
die öffentlichen Stellen Anregungen und Bedenken zum Entwurf des Regionalen 
Raumordnungsplanes vorbringen. Die vorgebrachten Anregungen und Bedenken sind von der 
Regionalvertretung zu prüfen. 
 
Bezüglich der Rohstoffsicherungsplanung liegen bereits Gutachten und Fachstellungnahmen der 
Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, -Obere Naturschutzbehörde, über 
Rohstoffabbauflächen in Natura 2000 Gebieten, eine Fachstellungnahme der SGD Nord, Obere 
Naturschutzbehörde, bezüglich Auswirkungen der gemeldeten Vorrangflächen auf das 
Landschaftsbild- Vulkankegel –, und die Ausarbeitung der Arbeitsgemeinschaft Dauner 
Naturschutzverbände zum Schutz der Vulkanlandschaft vor. 
Des Weiteren beabsichtigt die Planungsgemeinschaft Region Trier aktuell die Einholung einer 
weiteren gutachterlichen Betrachtung bezüglich der Verträglichkeit von Vorrang- bzw. 
Vorbehaltsflächen für die Rohstoffsicherung in großflächigen naturschutzrechtlichen 
Schutzgebieten, wie Landschaftsschutzgebieten und Naturparken, einzuholen, um hier die 
Verträglichkeit einer Darstellung der Rohstoffabbauflächen mit Naturschutzbelangen auf der 
Ebene des Regionalplanes klären zu können. 
 
 



 

Kreisverwaltung Vulkaneifel Mitteilungsvorlage 
  

Abteilung: Gesundheitsamt - öffentlich - 

 

  

 Datum Drucksachen Nr. (gg. Nachtragsvermerk) 

 21.05.2013 II/910 

 
 Beratungsergebnis 

Beratungsfolge Termin TOP Bemerkungen 

Kreistag 17.06.2013 13.1.2  

 
Betreff: 

Bericht der Besuchskommission nach § 29 PsychKG 
 
Die Besuchskommission (Beschluss des Kreistages vom 08.12.2008) hat am 08.05.2013 die 
Psychiatrische Abteilung des St. Elisabeth-Krankenhauses Gerolstein gemäß § 29 Abs. 1 
PsychKG besichtigt. Aufgabe der Besuchskommission ist es, zu überprüfen, ob die Rechte der 
untergebrachten Personen nach diesem Gesetz gewahrt werden. 
 
Teilnehmer der Besichtigung: 
 
− Mitglieder der Besuchskommission: 

 
Herr Alois Meyer, Vertreter nach örtlicher Gegebenheit  
Herr Dr. Volker Schneiders, Dezernent Geschäftsbereich IV, Leiter Gesundheitsamt  
KV Vulkaneifel, Vertreter des Psychiatriebeirates und Vertreter der KV Vulkaneifel 
Frau Gudrun Werner, Betreuungsverein SKFM, als Vertreterin der gesetzlichen Betreuer 
Herr Arnold Wieczorek, Chefarzt Kliniken Daun, als Vertreter der Fachärzte für Psychiatrie 

 
− Vertreter des St. Elisabeth-Krankenhauses Gerolstein: 

 
Herr Dr. Stefan Thielscher, Chefarzt der Psychiatrischen Abteilung des Krankenhauses 
Frau Dr. Esther Baican-Kadour, Oberärztin der Psychiatrischen Abteilung des Kranken-hauses. 
 

− Entschuldigte Mitglieder der Besuchskommission: 
 
Herr Berthold Schmitz 
Frau Sabine Ringleb 

 
Im Nachfolgenden werden die durch die Besuchskommission bei o.g. Prüfung gewonnenen 
wesentlichen Eckdaten aufzählend zusammengefasst: 
 
− Im Jahr 2012 wurden mit Unterbringungsbeschluss durch das Amtsgericht insgesamt 68 

Personen nach § 14 oder § 15 PsychKG untergebracht. Zum Zeitpunkt des Besuches der 
Besuchskommission war nach § 14 oder § 15 PsychKG 1 Person untergebracht. 

 
 
Zuständigkeit und Verfahren, sofortige Unterbringung: 
 



 

Mitteilungsvorlage II/910 Seite 2 

− § 14 (Verfahren) und § 15 (sofortige Unterbringung) PsychKG: 
 
Die interdisziplinäre Zusammenarbeit der diesbezüglich betroffenen Akteure (Unter-
bringungsbehörde, Amtsgericht Daun, Gesundheitsamt Daun, Polizei Daun, Psychiatrische 
Abteilung des Krankenhauses, Notärzte) gestaltet sich hinsichtlich Zuständigkeit und Verfahren 
im Rahmen der Unterbringung auch weiterhin bis dato im Wesentlichen als reibungslos. 

 
 
Betreuung während der Unterbringung: 
 
− § 16 PsychKG – Gestaltung der Unterbringung: 

 
Die gesetzlich geforderten Auflagen werden erfüllt. 
 

− § 17 PsychKG – Rechtsstellung der untergebrachten Person, besondere 
Sicherungsmaßnahmen: 
 
Ein gesetzeskonformes Vorgehen wird versichert, es existieren weiterhin zwei bereitgestellte 
Intensivzimmer. Notwendige ärztlich angeordnete Fixierungen werden nach Art, Begründung 
und Zeitpunkt dokumentiert. 
 

− § 18 PsychKG – Körperliche Untersuchung: 
 
Im Wesentlichen zeigt sich ein status idem im Vergleich zur Vorüberprüfung, Auffälligkeiten 
konnten zum Zeitpunkt der Besichtigung durch die Besuchskommission nicht festgestellt 
werden. Die Beachtung der gesetzlichen Vorgaben werden versichert.  
 

− § 19 PsychKG – Unmittelbarer Zwang: 
 
Unmittelbarer Zwang im Sinne des Gesetzes wird nach Aussagen des Krankenhauses bei den 
untergebrachten Personen weiterhin sehr selten erforderlich, durchschnittlich ca. 1 x pro 
Monat. Die Eskalationsmaßnahmen sind in der Regel zielführend. Eine zusätzliche 
Anforderung der Polizei ist noch seltener notwendig. 
 

− § 20 PsychKG – Behandlung: 
 
Entsprechende Behandlungsregimes werden vorausschauend mit dem betroffenen Patienten 
besprochen und an den jeweiligen Krankheitsverlauf adaptiert. Letztlich zeigt sich auch hier ein 
status idem im Vergleich zur letzten Überprüfung. 
 

− §§ 21-24 PsychKG – Rechte der untergebrachten Person: 
 
Unregelmäßigkeiten und Auffälligkeiten werden von der Besuchskommission gegenwärtig nicht 
detektiert, die Rechte der untergebrachten Personen erscheinen entsprechend der 
gesetzlichen Vorgaben gewahrt und respektiert. 
 

− § 27 PsychKG – Beurlaubung: 
 

− In der Regel erfolgt eher die Aufhebung der Unterbringung. Die Psychiatrische Abteilung 
sichert bei der aktuellen Besichtigung zu, dass sie für die nächste Besichtigung der 
Besuchskommission eine Statistik hinsichtlich der durchschnittlichen Unterbringungsdauer der 
betroffenen Personen erstellen wollen. 
 

− § 28 PsychKG – Hausordnung: 
 
Eine die Rechte und Pflichten der untergebrachten Personen regelnde Hausordnung durch die 
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Einrichtung liegt weiterhin vor. Gelegenheit zur Mitwirkung beim Erlass der Hausordnung durch 
die untergebrachten Personen, durch das Personal der Einrichtung und den 
Patientenfürsprecher wird Rechnung getragen. 

 
 
Beendigung der Unterbringung 
 
− § 30 PsychKG – Entlassung: 

 
An dieser Stelle werden keine Unregelmäßigkeiten festgestellt. Bei Fortführung der stationären 
Behandlung nach Beendigung der Unterbringung erfolgt auf einem Formblatt dokumentiert das 
schriftliche Einverständnis durch den Patienten.  
 

− § 31 PsychKG – Nachgehende Hilfen: 
 
Hilfestellungen werden durch die Einrichtung den Angehörigen im Rahmen stattfindender 
gemeinsamer Gespräche angeboten. Darüber hinaus wird beispielsweise der Sozial-
psychiatrische Dienst des Gesundheitsamtes regelmäßig fallabhängig von Seiten der 
Einrichtung in betroffene Fälle involviert, insbesondere um nachgehende Hilfen gemeinsam mit 
der untergebrachten Person und der Einrichtung vorzubereiten. Darüber hinaus finden auch 
unter Beteiligung der Psychiatrischen Abteilung des Krankenhauses die regelmäßigen 
Teilhabekonferenzen des Lankreises Vulkaneifel statt. 
 

 
In Zusammenschau aller aktuell vorliegenden Fakten und anhand des gewonnenen 
Eindrucks führt die Prüfung der Besuchskommission zu der Feststellung, dass die Rechte 
der untergebrachten Personen nach dem Landesgesetz für psychisch kranke Personen 
(PsychKG) gewahrt werden. Die Besuchskommission wurde bei ihrer Tätigkeit vor Ort 
uneingeschränkt unterstützt, ihr ist ungehinderter Zugang zu der Einrichtung gewährt 
worden. 
 
 
 
 



 

Kreisverwaltung Vulkaneifel Mitteilungsvorlage 
  

Abteilung: Zentrales, Finanzen und Kultur - öffentlich - 
 

  

 Datum Drucksachen Nr. (gg. Nachtragsvermerk) 

 05.06.2013 II/924 

 
 Beratungsergebnis 

Beratungsfolge Termin TOP Bemerkungen 

Kreistag 17.06.2013 13.1.3  

 
Betreff: 

Haushaltssatzung und Haushaltsplan des Landkreises Vulkaneifel für das Haushaltsjahr 2013 
 
Der Bitte von Kreistagsmitglied Leclaire in der Sitzung vom 04.03.2013 nachkommend, sind 
anliegend die Antworten seitens der Verwaltung auf das Genehmigungsschreiben vom 19.02.2013 
der ADD beigefügt. 
 











































 

Kreisverwaltung Vulkaneifel Mitteilungsvorlage 
  

Abteilung: Sicherheit, Ordnung und Verkehr - öffentlich - 
 

  

 Datum Drucksachen Nr. (gg. Nachtragsvermerk) 

 22.04.2013 II/905 

 
 Beratungsergebnis 

Beratungsfolge Termin TOP Bemerkungen 

Kreisausschuss 03.06.2013 8.1.1  

Kreistag 17.06.2013 13.1.4  

 
Betreff: 

Situation des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) im Verkehrsverbund Region Trier (VRT) 
 
 
Der Verkehrsverbund in der Region Trier befindet sich in einer schwierigen Situtation. Zum einen 
ist die Finanzierung nicht mehr gesichert, zum anderen ist fraglich, wie viel ÖPNV in Zukunft 
erhalten/angeboten werden kann. Diese Fragen führten zu Anspannungen im Verbund, so dass 
Busunternehmen einerseits und Aufgabenträger (Landkreise und Stadt Trier) andererseits eine 
Kündigung des Verbundes in Erwägung gezogen haben. Um Lösungen für die genannte 
Problematik zu erarbeiten, gibt es 2 Ansätze: 
 

1. Die Finanzierung des Verbundes muss neu geregelt werden. Die aktuelle Regelung ist 
nicht mehr konform mit den EU-Beihilferichtlinien. In den letzten Jahren haben die 
Busunternehmen 2-stellige prozentuale Erhöhungen der Tarife gefordert, da die Linien 
nicht mehr auskömmlich seien. Die Aufgabenträger ( vertreten durch die Versammlung des 
VRT)  mussten den Erhöhungen in großem Umfang zustimmen, da die bisherige 
Vertragssituation als Alternative nur  die Ausgleichspflicht durch die Aufgabenträger vorsah. 
Ein Gutachterteam erstellt derzeit Transparenzgutachten zur besseren Beurteilung der 
wirtschaftlichen Situation der Busunternehmen (im Kontext des ÖPNV). Im Anschluss 
daran wird die Finanzierung des ÖPNV im Wege einer allgemeinen Vorschrift (als Satzung) 
und eines Refinanzierungsvertrages (der Aufgabenträger untereinander) geregelt. Die 
Aufgabenträger werden voraussichtlich zusätzliche Mittel für den Verkehrsverbund 
bereitstellen müssen. Einzelheiten zu dem Thema Transparenzgutachten und zukünftige 
Finanzierung im VRT werden im Kreistag am 14.06.2013 von der Geschäftsführung des 
VRT vorgetragen.  
 
2. Der ÖPNV im nördlichen Rheinland-Pfalz soll neu geplant werden. Wir haben darüber 
bereits in der Dezembersitzung des Kreistages berichtet. Wir gehen davon aus, dass mit 
dieser Neuplanung eine sinnvollere Linienführung und Linienbündelung, eine bessere 
Linienauslastung, höhere Fahrgastzahlen und damit eine langfristig bessere 
Kostendeckung beim ÖPNV erreicht werden kann.  
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Situation des öffentlichen Personennahverkehrs im Verkehrsverbund Region 
Trier 
 
 
 

Allgemein 

Der Verkehrsverbund Region Trier (VRT) besteht seit dem Jahr 2000. Die Stadt Trier und die 

Landkreise Bernkastel-Wittlich, Bitburg-Prüm, Trier-Saarburg und Vulkaneifel (Aufgabenträger) 

haben zur Verwirklichung und Fortentwicklung des Tarif- und Verkehrsverbundes im Jahr 2000 den 

Zweckverband VRT (ZV VRT) gegründet. Gemeinsam mit den Verkehrsunternehmen in der 

Region wurde im Jahr 2001 die VRT GmbH  gegründet, um das operative Verbundgeschäft zu 

übernehmen. Als vertragliche Grundlage der Zusammenarbeit zwischen Verkehrsunternehmen 

und Aufgabenträgern im Verkehrsverbund dient der Kooperations- und Dienstleistungsvertrag.  

 

Im Gebiet des VRT sind derzeit 15 Busunternehmen und die Deutsche Bahn AG tätig. Sie wenden 

den VRT-Tarif als einheitlichen Tarif an. Dieser einheitliche Tarif stellt insbesondere aus 

Kundensicht die Grundlage für ein integriertes und abgestimmtes ÖPNV-Angebot in der Region 

Trier dar (ein Verbund – ein Tarif – ein Ticket). Die Verkehre in der Region Trier tragen sich, wie im 

PBefG (§ 8 Abs. 4) und im Landesnahverkehrsgesetz (§ 9) vorgegeben, bisher eigenwirtschaftlich. 

Das heißt, die Fahrgeldeinnahmen, die gesetzlich geregelten Ausgleichszahlungen für die 

Mitbeförderung von Schülern, Auszubildenden (sog. 45a-Mittel) und Schwerbehinderten (SGB IX, § 

148) sowie der vom Land, den Landkreisen und der Stadt Trier gezahlte Ausgleich für 

verbundbedingte Mindererlöse (Harmonisierungs- und Durchtarifierungsverluste) sind für die 

Unternehmer bisher auskömmlich gewesen. Seitens der kommunalen Aufgabenträger und des 

Landes werden keine weiteren Finanzierungshilfen gewährt (Ausnahmen: Schienenverkehr und in 

geringem Umfang die Stadtwerke Trier im Rahmen des Querverbundes). 

Die nachfolgenden Schilderungen beziehen sich vorrangig auf den straßengebundenen 

öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV). Der regionale Schienenverkehr ist zwar Teil des VRT, 

von den nachstehend beschriebenen Problemen aber nur mittelbar betroffen. 
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Rechtsrahmen im ÖPNV 

• Personenbeförderungsgesetz (PBefG) 

Das PBefG regelt grundsätzlich Rechte und Pflichten in Bezug auf die Konzessionierung von 

Linienverkehren. Es bildet damit die bundesrechtliche Grundlage für alle Busverkehre in 

Deutschland und damit auch im VRT.  

 

• Nahverkehrsgesetz (NVG) 

Das NVG regelt grundsätzlich Zuständigkeiten und Aufgaben im Bereich des öffentlichen 

Verkehres (Schiene und Bus) in Rheinland-Pfalz. § 5 Abs. 1 besagt: „Aufgabenträger des 

öffentlichen Personennahverkehrs … sind die Landkreise und kreisfreien Städte. Sie nehmen die 

Aufgabe als freie Selbstverwaltungsaufgabe im Rahmen ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit wahr.“ 

Im Rahmen des ÖPNV wird jedoch im Wesentlichen auch die den Kreisen und kreisfreien Städten 

als Pflichtaufgabe der Selbstverwaltung obliegende Schülerbeförderung durchgeführt (Schulgesetz 

§ 69, Abs. 1). 

 

• Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des europäischen Parlaments und des Rates (EG VO 

1370) 

Die EG VO 1370 definiert vergabe- und beihilferechtliche Vorgaben für den öffentlichen 

Personennahverkehr in allen EU-Staaten. Sie hat Rechtgültigkeit seit Dezember 2009. Verschärft 

wurden insbesondere die Nachweiskriterien für Zuzahlungen der öffentlichen Hand an die 

Verkehrsunternehmen.  

 

 

Problemaufriss  

Im Zuge des demographischen Wandels haben sich die Rahmenbedingungen für den ÖPNV 

geändert und der Nahverkehr befindet sich (nicht nur) im gesamten nördlichen Rheinland-Pfalz in 

einer gravierenden Umbruchphase. Abnehmende Schülerzahlen bedeuten für 

Verkehrsunternehmen, die gerade im ländlichen Raum vorwiegend Schüler befördern 

(Regionalbusunternehmen), sinkende Einnahmen aus Fahrgelderlösen. Bisher konnte auf diesen 

Effekt durch zwei Maßnahmen reagiert werden. Zum Einen erfolgten regelmäßige, teilweise 

üppige, Tariferhöhungen. Hierbei ist anzumerken, dass – ungeachtet der übrigen 

Kostensteigerungen – jährlich eine ca. 2%ige Tariferhöhung erforderlich ist, um allein die 

demographisch bedingten Einnahmeausfälle auszugleichen. Zum Anderen versuchen die 

Verkehrsunternehmen durch Reduzierung der Verkehrsleistungen die Kosten zu senken. Da  
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mittels des ÖPNV auch die Pflichtaufgabe der Schülerbeförderung abgewickelt wird, sind der 

Einschränkung des Verkehrsangebotes aber Grenzen gesetzt. 

 

Die jährlichen massiven Tarifanhebungen torpedieren jedoch zunehmend jegliche Bestrebungen, 

den ÖPNV für wahlfreie Kunden (sogenannte Selbstzahler) attraktiv zu machen. Dies gilt 

insbesondere für den Bereich der Stadt Trier und den Schienenverkehr. Der ÖPNV im ländlichen 

Raum befördert vorwiegend Schüler (teilweise mehr als 90%) und Tariferhöhungen treffen dort 

weniger wahlfreie Kunden, sondern vorrangig (neben Schülern, für die kein Anspruch auf 

Fahrkostenübernahme besteht) die Haushalte der Landkreise, da diese in ihrer Eigenschaft als 

Träger der Schüler- und Kindergartenkinderbeförderung „Großkunden“ der Verkehrsunternehmen 

sind.  

 

Aufgrund der regelmäßigen erheblichen Tariferhöhungen im VRT wurde seitens der Stadt Trier im 

Jahr 2012 eine Kündigung des Verbundes in Betracht gezogen. Begründet wurde dies vorrangig 

damit, dass die Tarifanhebungen den im Rahmen des Mobilitätskonzeptes 2025 der Stadt Trier 

formulierten Zielen des ÖPNV entgegenwirken. Demzufolge soll der Modalsplit (die 

Verkehrsmittelwahl) zugunsten des ÖPNV maßgeblich gesteigert werden. Eine Kündigung des 

Verbundes durch die Stadt Trier konnte vorerst abgewendet werden. Die Verbandsversammlung 

des ZV VRT hat beschlossen (Beschluss 13.9/2012), dass in einem ersten Schritt die 

Problempunkte, die sich für den ÖPNV der Stadt Trier aus der Struktur des VRT ergeben, 

identifiziert und anschließend in den Gremien des ZV VRT Lösungsvorschläge erarbeitet werden 

sollen. Die Stadt Trier wird zur Identifizierung der Problempunkte Anfang Juni 2013 eine 

interfraktionelle Arbeitsgruppe einberufen. 

 

Im Zusammenhang mit der Verschlechterung der Einnahmesituation bei den 

Verkehrsunternehmen ist neben dem demografischen Wandel (Abnahme der Schülerzahlen) des 

Weiteren die Verteilung der Ausgleichszahlungen nach § 45 a des Personenbeförderungsgesetzes 

(PBefG) zu nennen. § 45 a PBefG regelt den staatlichen Ausgleich für Busunternehmen, wenn sie 

Schülern, Studenten und Auszubildenden im Linienverkehr preisrabattierte Fahrkarten verkaufen. 

Der Preis einer rabattierten Fahrkarte beträgt 75% des Preises für eine reguläre Fahrkarte. Durch 

eine Öffnungsklausel können die Bundesländer seit einigen Jahren landesspezifische Regelungen 

bezüglich der Zuteilung dieser sogenannten 45 a-Mittel treffen. Zwischen dem Land Rheinland-

Pfalz und den Verkehrsunternehmen war vereinbart worden, dass die Mittel auf Basis eines 

sogenannten Preis-Preis-Ausgleiches (Differenz zwischen den Preisen der Erwachsenenfahrkarte  
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und der Schülerkarte) ausgeschüttet werden. Diese Regel soll durch die EU-Kommission notifiziert 

werden, um Rechtssicherheit bezüglich der Beihilfekonformität zu erhalten. Die Notifizierung steht 

jedoch noch aus und aktuell ist nicht abzusehen, ob und wann hierzu in Brüssel eine Entscheidung 

getroffen wird. Insbesondere für die Regionalbusunternehmen führt diese „Hängepartie“ dazu, dass 

sie Jahr für Jahr auf weitere Mittel verzichten müssen. Von Seiten einzelner Verkehrsunternehmen 

steht deshalb die Drohung im Raum, die Rabattierung für Schüler- und Auszubildende aufzuheben. 

Dies würde nicht nur die Aufgabenträger als „Großkunden“ massiv treffen, sondern auch immense 

Preiserhöhungen für Auszubildende und selbstzahlende Schüler bedeuten. Allerdings hat der VRT 

keine direkte Einflussmöglichkeit auf die notwendigen und dringenden Entscheidungen in Mainz 

bzw. Brüssel. 

 

Aus den vorgenannten Gründen erwogen im Jahr 2012 die zwei im VRT tätigen großen 

Regionalbusunternehmen, die Mitgliedschaft im Verbund zu kündigen und eigene, auskömmliche 

Haustarife bei der Genehmigungsbehörde (Landesbetrieb Mobilität) zu beantragen. Eine derartige 

Vorgehensweise würde den Einheitstarif in der Region Trier und letztlich den Fortbestand des VRT 

gefährden. Fahrgäste, die zum Erreichen ihres Fahrtzieles verschiedene Verkehrsmittel in 

Anspruch nehmen, müssten mehrere Fahrscheine lösen, während bisher nur ein VRT-Fahrschein 

erforderlich war. Hierdurch würden dem Fahrgast höhere Kosten entstehen. Es wäre weiter zu 

befürchten, dass die Haustarife über dem Niveau des derzeitigen VRT-Tarifes liegen. Dies hätte 

auch unmittelbare negative Auswirkungen auf die Höhe der Kosten der Schüler- und 

Kindergartenkinderbeförderung. Außerdem dürfte die Entwicklung der Fahrgastzahlen negativ 

verlaufen, so dass ein Attraktivitätsverlust für das Gesamtsystem ÖPNV zu befürchten wäre. Hinzu 

kommt, dass ein einmal aufgelöster Tarifverbund im Nachhinein nur schwerlich wieder in Kraft 

gesetzt werden kann.  

 

Zusätzlich zu den oben beschriebenen Problemen ergibt sich durch die geplante Neuregelung der 

Landeszuweisung nach § 15 LFAG für die Regelung der Schüler- und 

Kindergartenkinderbeförderung eine Veränderung der finanziellen Situation für die Aufgabenträger 

im VRT. Im Rahmen der Neuregelung des kommunalen Finanzausgleiches plant das Land, die 

zurzeit noch pauschalen Zuweisungen an die Aufgabenträger zum Ausgleich der Kosten für die 

Beförderung von Schülern und Kindergartenkindern als ausgabenbezogenen Verteilungsschlüssel 

fortzuentwickeln. Unter dieser Voraussetzung gäbe es unter den Aufgabenträgern im VRT 

Gewinner und Verlierer. Dies bedeutet, dass einige Aufgabenträger eine höhere Landeszuweisung 

als bisher erhalten werden, wogegen sich bei anderen Aufgabenträgern die Landeszuweisung  
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erheblich reduzieren wird. Auf Basis der bislang vorliegenden Informationen ist davon auszugehen, 

dass die Region insgesamt voraussichtlich deutlich geringere Zuweisungen als bisher (nach ersten 

Schätzungen insgesamt ca. 2 Mio. Euro/Jahr) erhalten wird. 

 

 

Lösungsansätze 

• ÖPNV-Konzept Rheinland-Pfalz Nord 

Als einen Ansatz zur Lösung der Finanzierungsproblematik im ÖPNV und um weiterhin den 

Anforderungen der Daseinsvorsorge und der Sicherstellung der Schüler- und 

Kindergartenkinderbeförderung gerecht zu werden, hat die Verbandsversammlung des ZV VRT in 

ihrer Novembersitzung 2011 den Beschluss (9.8/2011) gefasst, in Zusammenarbeit mit den 

Partnern Zweckverband SPNV Nord, dem Verkehrsverbund Rhein-Mosel und dem Ministerium des 

Innern, für Sport und Infrastruktur das ÖPNV-Konzept Rheinland-Pfalz Nord zu erarbeiten. Der 

Auftrag zur Erstellung des Konzeptes wurde im März 2012 europaweit ausgeschrieben. Den 

Zuschlag erhielt das Planungsbüro Interessengemeinschaft Dreieich Bahn GmbH (IGDB) im 

Oktober 2012; zurzeit läuft die Bestandsaufnahme. Ziel des ÖPNV-Konzeptes Rheinland-Pfalz 

Nord ist eine Optimierung des gesamten Busnetzes, um den ÖPNV wirtschaftlicher zu gestalten 

und so zumindest das heutige Verkehrsvolumen zu sichern. Des Weiteren sollen im Rahmen des 

Projektes ertragsreiche mit weniger ertragsreichen und sogar defizitären Linien Bündel geschnürt 

werden, die möglicherweise noch eigenwirtschaftlich betrieben werden können. Zudem soll durch 

die Bildung von Linienbündeln geeignete und tragfähige Grundlagen für eventuell nötig werdende 

Ausschreibungen geschaffen werden. Ohne Linienbündelung besteht die Gefahr, dass von den 

Verkehrsunternehmen nur noch für ertragsreiche Linien Konzessionen beantragt werden, wogegen 

die Aufgabenträger die verbleibenden defizitären Linien finanzieren müssten (sogenannte 

„Rosinenpickerei“). Im Anschluss an die Fertigstellung des Konzeptes, mit der im Jahr 2016 zu 

rechnen ist, sollen der regionale Nahverkehrsplan für den ZV VRT sowie die lokalen 

Nahverkehrespläne für die Kreise/Stadt Trier fortgeschrieben werden.  

 

Nach Auffassung einiger Regionalbusunternehmen werden die Linienbündelung und damit die 

Möglichkeit zur Neuvergabe der Konzessionen im Rahmen eines Genehmigungswettbewerbs bzw. 

im Rahmen einer Ausschreibung allerdings zu spät kommen, um die aktuellen Probleme der 

Verkehrsunternehmen zu lösen. Mehrere Verkehrsunternehmen sehen ihre wirtschaftliche Existenz 

ohne massive Tariferhöhungen bzw. ohne eine Co-Finanzierung aus Mitteln der öffentlichen Hand 

gefährdet.  
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• Transparenzgutachten und allgemeine Vorschrift 

Die Verbundkündigung durch zwei große Regionalbusunternehmen konnte vorerst abgewendet 

werden, da sich Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen im Rahmen von 

Vertragsverhandlungen gemäß § 11 Abs. 1 des Kooperations- und Dienstleistungsvertrages (KDV) 

darauf verständigt haben, in einem ersten Schritt Transparenzgutachten durch die Sozietät Rödl & 

Partner erstellen zu lassen (Auftraggeber ist die VRT GmbH), um die Höhe des 

Finanzierungsbedarfes zu ermitteln (Beschluss 12.9/2012 der Verbandsversammlung ZV VRT). 

Sofern sich ein Finanzierungsbedarf ergibt und die Aufgabenträger bereit sind diesen zu erfüllen, 

muss für diese Co-Finanzierung ein EU-konformes Finanzierungsmodell im Sinne der EG VO 1370 

definiert werden. Dies soll in einem zweiten Schritt mit der Erstellung einer allgemeinen Vorschrift 

gemäß Art. 3 Abs. 2 EG-Verordnung 1370/2007 (VO 1370) zum Erlass von Höchsttarifen erfolgen. 

Den Aufgabenträgern wird damit eine vergabe- und beihilferechtliche sowie transparente 

Finanzierungsregelung für Ausgleichszahlungen an die Hand gegeben, damit weiterhin die 

Möglichkeit besteht, Fahrgästen eine attraktive, einheitliche und zukunftsfähige Tarifstruktur im VRT 

anzubieten. Die allgemeine Vorschrift hat zum Inhalt, dass die in einem bestimmten geografischen 

Gebiet tätigen Verkehrsunternehmen derselben Art einen einheitlichen Tarif als Höchsttarif 

anwenden müssen. Die Festlegung von verschiedenen Haustarifen anstelle des VRT-Tarifes durch 

die Verkehrsunternehmen wäre sodann nicht mehr möglich. Im Gegenzug steht den 

Verkehrsunternehmen für den Fall, dass sie ihre Verkehrsleistung nicht auskömmlich erbringen 

können und dies in einem transparenten Verfahren nachweisen, eine Ausgleichszahlung zu. Die 

Refinanzierung der vom Zweckverband VRT benötigten Ausgleichsmittel wird im Rahmen eines 

Refinanzierungsvertrages geregelt. Es ist vorgesehen, eine solidarische Refinanzierung über die 

Verbandsumlage und eine erschließungsbezogene Komponente der Refinanzierung zu 

vereinbaren. Die erschließungsbezogene Refinanzierung ist verursachergerecht über die 

gefahrenen Nutzwagenkilometer im jeweiligen Gebiet des Aufgabenträgers zu ermitteln.  

 

Da die Erstellung der Transparenzgutachten noch nicht abschließend erfolgt ist, können zur Höhe 

des Ausgleichsbetrages noch keine Aussagen getroffen werden. Derzeit sind sowohl ein Entwurf 

der allgemeinen Vorschrift als auch des Refinanzierungsvertrages in der Bearbeitung; diese sollen, 

sobald konkrete Unterlagen vorliegen, nach den Sommerferien 2013 den Kreis-/Stadtgremien 

vorgestellt werden. 
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Ziel ist es, dass sich das Planungskonzept (ÖPNV-Konzept RLP Nord) und das 

Finanzierungkonzept (Transparenzgutachten/allgemeine Vorschrift) mittelfristig im Sinne eines 

integrierten Verkehrsangebotes sinnvoll ergänzen. 

 

 

Ausblick 

Mit dieser Vorlage soll ein erster allgemeiner Überblick über die aktuelle Situation des ÖPNV in der 

Region Trier geliefert werden. Zu gegebener Zeit werden die zuständigen Gremien der Kreise bzw. 

der Stadt Trier über den jeweils aktuellen Sachstand der beiden Projekte ÖPNV-Konzept RLP Nord 

und Transparenzgutachten/allgemeine Vorschrift informiert. Im Rahmen dieser Informationen 

werden auch belastbare Zahlen bezüglich der finanziellen Auswirkungen für den jeweiligen 

Aufgabenträger geliefert, da die letztendliche Finanzierungsentscheidung bei den Gremien der 

Aufgabenträger liegt. 
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Beschlusslage der Verbandsversammlung des ZV VRT: 

Datum Nummer Stichworte Beschluss 
 
27.11.2012 

 
13.9/2012 
 

 
Stadt Trier 1. Die Verbandsversammlung erkennt die Probleme, welche die 

Struktur des VRT dem ÖPNV der Stadt Trier bereitet, und die sich 
daraus ergebenden Probleme für den gesamten VRT. Es soll daher 
ein strukturierter Prozess zur Weiterentwicklung der 
Verbundstrukturen eingeleitet werden. 

     
Stadt Trier 2. Dem Antrag der Stadt Trier wird nicht zugestimmt, da die 

zweijährige Kündigungsfrist als notwendig angesehen wird, um im 
Kündigungsfall alle notwendigen Schritte zur Neustrukturierung 
bzw. Abwicklung des Verbundes durchzuführen. 

     
Stadt Trier 3. Der Verbandsausschuss wird beauftragt, nach Vorlage der 

Ergebnisse aus den Transparenzgutachten die wesentlichen 
Problempunkte zu identifizieren und Lösungsvorschläge zu 
erarbeiten. Die erarbeiteten Lösungsvorschläge und die daraus 
folgenden Schritte sind der Verbandsversammlung zur Beratung 
und Beschlussfassung vorzulegen. 

 
19.09.2012 

 
12.9/2012 
 

 
Transparenz-
gutachten 

1. Die Verbandsversammlung empfiehlt der 
Gesellschafterversammlung der VRT GmbH die 
Transparenzgutachten inkl. der Erstellung der allgemeinen 
Vorschrift durch die Fa. Rödl & Partner durchführen zu lassen. 

     
Tariferhöhung 
2013 

2. Die Verbandsversammlung empfiehlt der 
Gesellschafterversammlung der VRT GmbH einer Erhöhung des 
Tarifes zum 01. Januar 2013 um durchschnittlich 6,2% (entspricht 
einer Ergiebigkeit von ca. 3,96 %) nicht zu widersprechen. 

     
Tariferhöhung 
2013 

3. Die Verbandsversammlung nimmt zur Kenntnis, dass als 
zusätzliche Option eine weitere unterjährige Tariferhöhung zum 01. 
August 2013 auf der Grundlage des Ergebnisses der 
Transparenzprüfung erfolgt, sofern keine Finanzierung des 
Differenzbetrages durch die Aufgabenträger sichergestellt werden 
kann. 

     
Kooperations- 
und 
Dienstleistungs
vertrag 

4. Die Verbandsversammlung empfiehlt dem gemeinsamen 
Aufgabenträger- und Unternehmensausschuss, eine juristische 
Prüfung des Kooperations- und Dienstleistungsvertrages zu prüfen.

 
23.11.2011 

 
9.8/2011 
 

 
ÖPNV-Konzept 
RLP Nord 

Die Verbandsversammlung beschließt die gleichberechtigte 
Mitwirkung des Zweckverbandes VRT an der übergeordneten 
„ÖPNV-Gesamtkonzeption“ gemeinsam mit dem VRM, dem SPNV-
Nord und dem Land Rheinland-Pfalz (einschließlich LBM) und stellt 
für die nächsten drei Jahre die benötigten Finanzmittel zur 
Verfügung. 

 



ZWECKVERBAND VERKEHRSVERBUND 
 REGION 
 TRIER 
                17. MAI 2013  

9 

 

Glossar: 

 

ÖSPV: Öffentlicher Straßenpersonennahverkehr 

SPNV: Öffentlicher Schienenpersonennahverkehr  

ÖPNV: Öffentlicher Personennahverkehr bestehend aus SPNV und ÖSPV  

 

Allgemeine Vorschrift: 

Die Festsetzung von  Höchsttarifen für alle Fahrgäste (Verbundtarif) kann anstelle einer Vergabe 

von öffentlichen Dienstleistungsaufträgen auch Gegenstand einer allgemeinen Vorschrift sein. Die 

zuständige Behörde gewährt den Betreibern eines öffentlichen Dienstes eine Ausgleichsleistung für 

die negativen finanziellen Auswirkungen auf die Kosten und Einnahmen, die auf die Erfüllung der in 

den allgemeinen Vorschrift festgelegten tariflichen Verpflichtung zurückzuführen sind; dabei 

vermeidet sie eine übermäßige Ausgleichsleistung (Überkompensation).  

  

Eigenwirtschaftliche Verkehre:  

Bei der Erteilung der Konzession ist zwischen sogenannten eigenwirtschaftlichen und 

gemeinwirtschaftlichen Verkehrsleistungen zu unterscheiden. Eigenwirtschaftlich sind Verkehre, 

wenn die Fahrgeldeinnahmen, die gesetzlich geregelten Ausgleichszahlungen für die 

Mitbeförderung von Schülern, Auszubildenden (sog. 45 a-Mittel) und Schwerbehinderten (SGB IX, 

§ 148) sowie Ausgleichszahlungen im Rahmen von allgemeinen Vorschriften für z.B. 

verbundbedingte Mindererlöse (Harmonisierungs- und Durchtarifierungsverluste) oder Höchsttarife 

für die Unternehmer auskömmlich sind. 

 

Gemeinwirtschaftliche Verkehre: 

Verkehr zur Erfüllung von Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes, der entweder durch die 

öffentliche Hand auferlegt oder vereinbart wurde. Gewährt eine Behörde Ausgleichsleistungen für 

die Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen, so erfolgt dies i. d. R. im Rahmen eines 

öffentlichen Dienstleistungsauftrages. 

 

Genehmigungswettbewerb: 

Für jeden Linienverkehr im ÖPNV muss eine Genehmigung vom Landesbetrieb Mobilität 

Rheinland-Pfalz (LBM) erteilt werden (auch Konzession genannt), die für einen Zeitraum von 

maximal zehn Jahren gewährt wird. Die Genehmigungsbehörde hat Informationen über 

auslaufende und zur Neuerteilung anstehende Liniengenehmigungen zu veröffentlichen. Alle 

interessierten Unternehmen können auf auslaufende Konzessionen einen eigenwirtschaftlichen  
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Antrag auf Erteilung der Genehmigung einreichen (Genehmigungswettbewerb), der allgemein 

festgelegte Kriterien und Inhalte erfüllen muss. Unter Berücksichtigung der Kriterien des PBefG und 

ggf. des für die jeweilige Region gültigen Nahverkehrsplanes wird dem Unternehmen mit dem 

besten eigenwirtschaftlichen Angebot die Konzession erteilt. Anträge auf eigenwirtschaftliche 

Verkehrsbedienung genießen nach § 8 Abs. 4 PBefG Vorrang.  

 

Harmonisierungs-/Durchtarifierungsverluste:  

Mit Einführung eines Verbundtarifes entstehen Harmonisierungs- und Durchtarifierungsverluste 

(HV/DTV). Harmonisierungsverluste entstehen bei der Angleichung der vor Verbundstart 

bestehenden Haustarife der einzelnen Verkehrsunternehmen an einen niedrigeren Verbundtarif; 

war der bestehende Haustarif niedriger als der Verbundtarif spricht man von 

Harmonisierungsgewinnen. 

Durchtarifierungsverluste entstehen dadurch, dass Umsteiger zwischen Verkehrsunternehmen 

nach Einführung eines Verbundtarifs anstelle mehrerer Fahrscheine nur noch einen benötigen und 

der Preis für diesen weit unter dem addierten Gesamtpreis der einzelnen Fahrscheine liegt. Im VRT 

wurden 2012 rund 1,5 Mio. Euro HV/DTV Mittel an die Verkehrsunternehmen ausgezahlt. Laut 

Finanzierungsvertrag mit dem Land RLP übernehmen davon die Aufgabenträger und das Land 

RLP jeweils 50%. Die Harmonisierungsmittel werden bis 2015 um jährlich 150 T€ abgeschmolzen.  

 

Nahverkehrsgesetz (NVG): 

Das NVG regelt grundsätzlich Zuständigkeiten und Aufgaben im Bereich des öffentlichen 

Verkehres (Schiene und Bus) in Rheinland-Pfalz. § 5 Abs. 1 besagt: „Aufgabenträger des 

öffentlichen Personennahverkehrs … sind die Landkreise und kreisfreien Städte. Sie nehmen die 

Aufgabe als freie Selbstverwaltungsaufgabe im Rahmen ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit wahr.“ 

Als Bestandteil des ÖPNV wird jedoch auch die Pflichtaufgabe der Schülerbeförderung 

durchgeführt (Schulgesetz § 69 Abs. 1). 

 

Nutzwagenkilometer: 

Nutzwagen-km sind reine Fahrplan-km. Als Fahrplankilometer bezeichnet man die Anzahl der 

Kilometer, die gefahren werden unabhängig von der Anzahl der beförderten Personen. Die 

Nutzwagenkilometer geben die Beförderungsleistung oder Transportleistung eines 

Unternehmens an. 
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Personenbeförderungsgesetz (PBefG):  

Das PBefG regelt, unter welchen Bedingungen Nahverkehrsleistungen in Deutschland erbracht 

werden und welche grundsätzlichen Rechte und Pflichten in Bezug auf die Konzessionierung von 

Linienverkehren bestehen. Es bildet damit die bundesrechtliche Grundlage für alle Busverkehre in 

Deutschland und damit auch im VRT. 

 

 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des europäischen Parlaments und des Rates (EG VO 1370): 

Neben dem PBefG regelt seit dem 03. Dezember 2009 die EG VO 1370 Genehmigungs- und 

Betriebsfragen für die Personenbeförderung. Sie definiert vergabe- und beihilferechtliche Vorgaben 

für den öffentlichen Personennahverkehr in allen EU-Staaten. Insbesondere Zuzahlungen der 

öffentlichen Hand an die Verkehrsunternehmen unterliegen damit verschärften Nachweiskriterien.  

 

Wahlfreie Kunden: 

Verkehrsteilnehmer, die die Möglichkeit haben, verschiedene Verkehrsmittel zu nutzen, werden als 

Wahlfreie bezeichnet. Gerade in ländlichen Gebieten haben die meisten Haushalte mindestens 

einen PKW zur Verfügung. Dies bedeutet, wenn das Angebot im ÖPNV unattraktiv ist oder die 

Tarife zu hoch sind, nutzen die wahlfreien Kunden den ÖPNV nicht mehr. Wenn der ÖPNV dann 

nur noch von den Kunden genutzt wird, die kein anderes Verkehrsmittel nutzen können, z. B. weil 

sie keinen Führerschein haben, sinken die Fahrgeldeinnahmen bei relativ gleichbleibenden Kosten. 

 

 

 

 

 

 

 



 

Kreisverwaltung Vulkaneifel Mitteilungsvorlage 
  

Abteilung: Zentrales, Finanzen und Kultur - öffentlich - 
 

  

 Datum Drucksachen Nr. (gg. Nachtragsvermerk) 

 03.06.2013 II/921 

 
 Beratungsergebnis 

Beratungsfolge Termin TOP Bemerkungen 

Kreisausschuss 03.06.2013   

Kreistag 17.06.2013 13.1.5  

 
Betreff: 

Zensus 2011 -  Ergebnisse Landkreis Vulkaneifel 
 
Am vergangenen Freitag, 31.05.2013, wurden bundesweit die Ergebnisse aus der Volkszählung 
2011 der Öffentlichkeit präsentiert.  
 
Lt. Fortschreibung auf Basis der Volkszählung 1987 beträgt die Einwohnerzahl im Landkreis 
Vulkaneifel zum 31.12.2011  60.648 Einwohner. Die korrigierte Zahl auf Basis der Fortschreibung 
des Zensus 2011 beträgt am 31.12.2011  61.533 Einwohner. 
 
Zur Durchführung des Zensus 2011 hatte der Landkreis Vulkaneifel in 2008 eine Erhebungsstelle 
eingerichtet. Damals wurden rund 100 Interviewer geschult, rund 8000 Bürgerinnen und Bürger 
befragt. Zur Klärung von Unstimmigkeiten in einer weiteren Runde weitere 1500 Haushalte befragt 
und rund 2000 Adressen überprüft. 
 
Alle weiteren Zahlen befinden sich im Anhang. 
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